








Die Entscheidung für die bundesdeutsche
Demokratie war kein isoliertes Votum, son-
dern stand im Zusammenhang mit der Ent-
scheidung für das „Paket Wiedervereini-
gung“. Darin enthalten waren neben Staat,
Rechtssystem, Wirtschaft und Gesellschaft
auch die bundesdeutsche Demokratie. Insge-
samt dürfte deren Funktionsweise bei der Pa-
ketentscheidung eine eher nachgeordnete
Rolle gespielt haben. Sicher hätten die DDR-
Bürger auch andere Demokratie-Modelle ak-
zeptiert. Wichtig war ihnen vor allem der ge-
samtdeutsche Charakter der politischen Ord-
nung.

DDR-Demokratie ohne
deutsche Einheit?

Hypothetisch kann gefragt werden, wie sich
die DDR-Demokratie ohne Ausrichtung auf
Wiedervereinigung entwickelt hätte. Inwie-
weit war sie von der Entscheidung beeinflusst,
die Demokratie nur zu ihrer Ersetzung durch
eine andere Staatlichkeit samt einer anderen
Demokratie zu nutzen? Fest steht, dass die
Volkskammer so oder so gewählt worden
wäre. Spekulation muss bleiben, ob eine durch
internationalen Druck erzwungene Beibehal-
tung der DDR-Staatlichkeit zu einem anderen
Ergebnis der Volkskammerwahl geführt hätte.
Vielleicht hätte die Bevölkerung in diesem Fall
in der SPD einen geeigneten Verhandlungs-
partner im Rahmen des dann fortgesetzten
Zwangsbündnisses mit der Sowjetunion gese-
hen. Andererseits siegte die CDU auch bei
den Kommunalwahlen im Mai 1990 und den
Landtagswahlen am 14. Oktober 1990; beide
standen in keinem direkten Zusammenhang
mit der Frage der Ein- oder Zweistaatlichkeit.
Sicher hätte es, statt der stark von der Bundes-
regierung beeinflussten Arbeit der Volkskam-
mer bei der Verabschiedung von Gesetzen
zum Zweck der Vorbereitung und Vollendung
der deutschen Einheit, eine auf die andauernde
Staatlichkeit der DDR bezogene Gesetzesar-
beit gegeben. Diese hätte wohl vor allem die
tiefgreifende ökonomische, finanzielle und ge-
sellschaftliche Krise des Staates und dessen
weiterhin enge Bindungen an eine sich wan-
delnde Sowjetunion zum Inhalt haben müs-
sen.

In institutioneller Hinsicht aber, so scheint
es, hätte sich eine auf andauernde DDR-
Staatlichkeit bezogene Demokratie kaum we-

sentlich von der tatsächlich installierten
Transformationsdemokratie mit dem Ziel der
deutschen Einheit unterschieden. Auch Insti-
tutionen der Demokratisierung wie die Run-
den Tische wären wohl keine maßgeblichen
Einrichtungen geblieben. Sie wurden ebenso
wie die Bürgerkomitees bereits von der
Mehrparteienregierung unter Lothar de Mai-
zière zugunsten der Institutionen des parla-
mentarischen Systems abgeschafft. Wohl aber
hätten beide Institutionen in einer fortbeste-
henden DDR möglicherweise eine größere
Rolle als Modell bei späteren Konfliktlösun-
gen gespielt. Auf Landesebene hat sich etwa
der Sächsische Landtag ausdrücklich auf seine
Herkunft aus den Runden Tischen der drei
sächsischen DDR-Bezirke berufen. Auf kom-
munaler Ebene gab es lange Zeit zahlreiche
konkordanzdemokratische Modelle. Beides
ließ sich auch im Rahmen der bundesdeut-
schen Demokratie problemlos realisieren.

Wodurch, so ist verallgemeinernd zu fra-
gen, muss sich eine Demokratie von einer
Transformationsdemokratie unterscheiden,
deren Ziel ihre Ersetzung durch eine andere
Demokratie ist? Zunächst wird letztere die
Konditionen ihrer Existenz definieren, in die-
sem Fall ihre zeitliche Begrenztheit und ihre
Funktion, die in der Aufhebung ihrer selbst
besteht. Ansonsten aber basieren beide auf
dem Prinzip der demokratischen Willensbil-
dung, egal wie diese im Einzelnen organisiert
ist. Gravierende Unterschiede hinsichtlich
der Funktionsweise ergeben sich aus dem
Transformationscharakter nicht.

Wechsel zur bundesdeutschen
Demokratie

Am 3. Oktober 1990 trat die DDR der Bun-
desrepublik Deutschland bei und hörte zu-
gleich auf zu bestehen. Auf dem Gebiet der
neuen Bundesländer galten die Regeln bun-
desdeutscher Demokratie. Auf kommunaler
bzw. regionaler Ebene hatten im Mai, noch in
der DDR, Wahlen stattgefunden, deren Er-
gebnisse gültig blieben. Sie waren bereits in
Anlehnung an bundesdeutsche Bestimmun-
gen abgehalten worden und können so als
Vorgriff auf die bundesdeutsche Demokratie
angesehen werden. Am 14. Oktober folgten
Landtagswahlen, am 2. Dezember 1990 konn-
ten die Ostdeutschen erstmals über die Zu-
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sammensetzung des Deutschen Bundestags
mitentscheiden.

Die Wiedervereinigung brachte indes auch
für das bundesdeutsche Modell teils gravie-
rende Veränderungen mit sich, wenn auch
zunächst weniger auf der Ebene grundsätzli-
cher Funktionsweisen der Demokratie. Ge-
nerell aber führt jede Integration zweier
selbständiger Systeme, selbst wenn sie über-
wiegend unter den Bedingungen eines der
beiden Teilsysteme erfolgt, das unter Res-
sourcengesichtspunkten absolut bestimmend
ist, zu einem neuen System und damit prin-
zipiell auch zu Rückwirkungen auf beide
Teilsysteme. 11 Eine dynamische Kompo-
nente erhielt der Transformationsprozess
zudem dadurch, dass auch die Struktur der
Bundesrepublik mit ihrer vom Anspruch her
offenen Gesellschaft nicht endgültig, sondern
selbst permanent in Veränderung begriffen
ist. 12 Zunächst einmal wurde das parlamen-
tarisch-demokratische System territorial aus-
geweitet. Im Bundestag saßen, nach einer In-
terimslösung ab Oktober, seit der Bundes-
tagswahl im Dezember 1990 nun auch
ostdeutsche Mandatsträger. Vor allem aber
wurde in den neuen Bundesländern an eige-
ne, der SED-Herrschaft und dem NS-Re-
gime vorausgehende Traditionen angeknüpft.
Sachsen etwa konnte auf eine Jahrhunderte
währende Staatlichkeit zurückschauen. In
der föderalen bundesdeutschen Ordnung
sind die Länder konstitutive Elemente des
Bundesstaates, auch wenn Zentralisierungs-
tendenzen gelegentlich einen anderen Ein-
druck erwecken.

Die Transformation vollzog sich im Osten
im Wechselspiel der Übernahme des bundes-
deutschen Systems und der Gestaltung eines
darin integrierten Eigenlebens. Deswegen
scheint es sinnvoll, in Erweiterung des Begriffs
eines Institutionentransfers 13 zwischen exoge-
nen und endogenen Faktoren der Institutio-

nenbildung zu unterscheiden. Exogene Fakto-
ren sind dabei in diesem Zusammenhang die
Muster der bundesdeutschen Demokratie. En-
dogene Faktoren sind strukturelle und organi-
satorische Muster, Restbestände der DDR-
Institutionenordnung, personelle Kontinuitä-
ten, der Elitenaustausch in Politik, Verwaltung
und Parteien sowie die politischen Einstellun-
gen und Werthaltungen der Bevölkerung als
soziokultureller Unterbau der neuen Institu-
tionenordnung. Am nachhaltigsten wirken en-
dogene Faktoren im Mikro-Bereich politischer
und Wertvorstellungen. Es erscheint daher
plausibel, vom Bild einer langsamen Amalga-
mierung, einer Gemengelage von west- und
ostdeutschen institutionellen Strukturmustern
und soziokulturellen Erbschaften des DDR-
Systems sowie dem entsprechenden Gepäck
auszugehen, das die westdeutschen Import-
eliten und Aufbauhelfer mitbrachten. 14

Zur ostdeutschen Erbschaft gehören nicht
nur die Folgen der SED-Diktatur und ge-
schichtliche Traditionen, sondern auch der
spezifische Pfad der DDR-Demokratisierung.
Viele Akteure der Friedlichen Revolution er-
innern sich nicht ohne Wehmut an das kon-
kordanz- beziehungsweise basisdemokra-
tische Erbe der Revolution und der Runden
Tische sowie an ihre eigene Demokrati-
sierungsleistung. Diese ist in der Tat einmalig
in der deutschen Geschichte. Haben die
Westdeutschen die Demokratie nach dem
Kriege mit administrativer Unterstützung der
westlichen Alliierten installiert, war sie in der
DDR der Jahre 1989/90 nach vierzig Jahren
Diktatur das Ergebnis eigener Bemühungen.

In der Friedlichen Revolution haben die
Ostdeutschen mutig Freiheit und Demokratie
erkämpft und ihren Anspruch auf Selbstbe-
stimmung auch gegen gewichtige inter-
nationale Widerstände durchgesetzt. Die
Tatsache, dass couragierte DDR-Bürgerinnen
und -Bürger und mit ihnen auch viele West-
deutsche 1989/90 mit Freiheit und Demokra-
tie zugleich die deutsche Einheit errungen
haben, gehört zu den Sternstunden deutscher
Geschichte im vergangenen Jahrhundert.

11 Vgl. A. Eisen/M. Kaase (Anm. 1), S. 13.
12 Vgl. Klaus König, Verwaltung im Übergang. Vom
zentralen Verwaltungsstaat in die dezentrale Demo-
kratie, in: Die Öffentliche Verwaltung, 44 (1991),
S. 178.
13 Vgl. Gerhard Lehmbruch, Institutionentransfer.
Zur politischen Logik der Verwaltungsintegration in
Deutschland, in: Wolfgang Seibel/Arthur Benz/Hein-
rich Mäding (Hrsg.), Verwaltungsreform und Verwal-
tungspolitik im Prozeß der deutschen Einigung, Ba-
den-Baden 1993, S. 41.

14 Vgl. A. Eisen/M. Kaase (Anm. 1), S. 7, S. 39 u.
S. 42 f.
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Jennifer A. Yoder

Die demokratische
DDR in der inter-
nationalen Arena

War die deutsche Vereinigung Laune oder
Weisheit, Aberwitz oder verblüffende Ein-
sicht in die Unausweichlichkeit geschichtlicher
Vorgänge? Die Nachfahren Klios werden dar-
über noch endlose Debatten führen. 1

W eder die friedliche Transformation zur
Demokratie noch die deutsche Verei-

nigung wurden 1989/1990 als unausweichlich
betrachtet. Eher spre-
chen Belege aus Archi-
ven, Erinnerungen
und Interviews mit
wichtigen Akteuren
jener Tage für das Ge-
genteil: Unsicherheit,
Zweifel, ja Irritation
herrschten in offiziel-
len Kreisen nach dem
Mauerfall und vor der
Volkskammerwahl in

der DDR im März 1990. Im Folgenden geht
es darum, wie politische Entscheidungsträger
und andere Beobachter außerhalb der beiden
Teile Deutschlands die Perspektiven für eine
eigenstaatliche, demokratische DDR ein-
schätzten. Glaubte irgendjemand 1989/1990
daran, dass Ostdeutschland sein politisches
und ökonomisches System reformieren sollte
oder dass es irgendetwas Erhaltenswertes
gebe? Oder betrachtete man nicht nur die
Entfernung des Eisernen Vorhangs, sondern
auch die deutsche Vereinigung als logischen
Abschluss des Kalten Krieges?

Unter den westlichen Verbündeten der
Bundesrepublik schien es keinerlei zwingen-
de Logik für einen „alternativen“ demokrati-
schen, sozialistischen Staat zu geben. Die
Führungspersönlichkeiten dachten nicht an
Belange der Kultur oder an Institutionen und
Transformationsprozesse; ihre Sorgen galten
den Grenzen und der Sicherheit im Herzen
Europas. Der alte Konsens über die Ostpoli-
tik, nach dem der Status quo zweier deutscher
Staaten als wünschenswert galt, kennzeich-

nete die internationale Meinung, bis durch
das Tempo der Ereignisse, insbesondere den
wirtschaftlichen Niedergang der DDR und
den veränderten Ton der Demonstranten die-
ser Status quo unhaltbar wurde.

Wenn man die bis heute freigegebenen Do-
kumente und außerhalb Deutschlands publi-
zierte Analysen bewertet, besonders die in
den USA, dann springt es ins Auge, wie
wenig Aufmerksamkeit auf die DDR und
ihre Reformen gerichtet wurde. Stattdessen
galt die Sorge einzig und allein der Aussicht
auf ein großes, geeintes Deutschland, den
Folgen für die europäische Sicherheit, der ge-
fährdeten Stellung Michail Gorbatschows in
seinem eigenen Land und den Konsequenzen
für die Zukunft der europäischen Integration.
Statt zu bedenken, was die ostdeutsche Füh-
rung, die Bürgerrechtler oder der Durch-
schnittsbürger über die Reformchancen der
DDR zu sagen hatten, schauten die USA auf
Bundeskanzler Helmut Kohl und Außenmi-
nister Hans-Dietrich Genscher.

Es gibt tatsächlich kaum Hinweise in Un-
terlagen und Analysen amerikanischer Amts-
personen auf Gespräche mit den Führern der
DDR – Egon Krenz, Hans Modrow oder Lo-
thar de Maizière – bzw. darauf, dass man ihre
Position beachtete. Ein Mitglied des außen-
politischen Teams von Präsident George H.
W. Bush erinnerte sich an einen aufschlussrei-
chen Vorfall: „Krenz drängte Bush, er solle
zustimmen, dass die Existenz zweier deut-
scher Staaten und ihre Mitgliedschaft in ver-
schiedenen Allianzen ,fundamentale‘ Elemen-
te der europäischen Sicherheit seien. ,Natio-
nalismus, ein Aufleben nazistischer Ideen
und das Streben nach Korrektur der Resultate
des Sieges der Anti-Hitler-Koalition‘, so
Krenz, ,sind einem sicheren Frieden in Euro-
pa abträglich.‘ Bush antwortete nie.“ 2

DDR aus amerikanischer Sicht

Bevor ich mich den Quellen zuwende, sollen
ein paar Worte über die Wahrnehmung der
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craft, Cambridge, MA 1995, S. 81.
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DDR aus westlicher, besonders aus amerikani-
scher Sicht verloren werden. Der außergewöhn-
liche Status der DDR trug dazu bei, dass Au-
ßenstehende den SED-Staat als temporäres Ge-
bilde begriffen, bedingt durch die ideologische
und geografische Teilung Europas. Zu diesem
Bild trug die Tatsache bei, dass sowjetische
Truppen auf ostdeutschem Boden stationiert
waren, was eher auf internationales Kriegsrecht
(die Besetzung des Territoriums der Besiegten)
statt auf Verträge zurückzuführen war. Folglich
hatte die DDR, ein nicht vollständig souveräner
Staat, eine qualitativ andere Beziehung zum
Warschauer Pakt als andere osteuropäische
Staaten. Außerdem legte die Verfassung fest,
dass die DDR als „untrennbarer Bestandteil der
sozialistischen Staatengemeinschaft“ 3 unwider-
ruflich mit der Sowjetunion verbündet sei.

Erst 1974 wurden offizielle bilaterale Be-
ziehungen zwischen Washington und Ost-
Berlin aufgenommen; sie blieben geprägt von
Missachtung und Desinteresse: „In der ameri-
kanischen Außenpolitik wurde Ostberlin,
falls es überhaupt eine Rolle spielte, haupt-
sächlich im Licht der amerikanisch-sowjeti-
schen oder amerikanisch-westdeutschen Be-
ziehungen gesehen.“ 4 Dieser offizielle Blick
korrespondierte mit dem Mangel an öffentli-
chem Interesse an der DDR, weil es, im Un-
terschied zu den Polen oder Ungarn, in den
USA keine Interessengruppe von Ostdeut-
schen gab, die Druck auf Washington hätten
ausüben können. Das Bild der DDR in den
USA war hundertprozentig negativ: Bei der
Führung handele sich um orthodoxe, dogma-
tische Kommunisten, so die verbreitete Mei-
nung. Die Amerikaner sahen die DDR nicht
als separaten deutschen Staat, sondern als Teil
des Ostblocks an. Man ging davon aus, dass
der Sozialismus nur eine von der Sowjetunion
aufgezwungene Ideologie war. Auch nach der
deutsch-deutschen Annäherung betrachteten
die Amerikaner die ostdeutsche Bevölkerung
als unglückselige, von der Geschichte abge-
koppelte Opfer, die ohne Zweifel versessen
darauf waren, aus ihrem kommunistischen
Gefängnis und der Zeitschleife befreit zu
werden.

Es gab nur eine kleine Anzahl von Wissen-
schaftlern in den USA, welche die DDR „aus
nächster Nähe“ kannten und Verallgemeine-
rungen über das Leben hinter der Mauer
sowie landläufige Vorstellungen anfochten
und korrigierten. 5 Mitte 1989 war eine Son-
derausgabe der amerikanischen Zeitschrift
„German Politics and Society“ dem Thema
„40 Jahre DDR“ gewidmet. Im Editorial hieß
es: „Das kommunistische Regime in der
DDR scheint sich am Vorabend ihres
vierzigsten Geburtstages hinter seiner konser-
vativen Bürokratie und angestammten politi-
schen Herrschaft verschanzt zu haben.“ Die
Beiträge sollten zeigen, dass „die DDR zu
Recht in ihren Anstrengungen, einen Staat
aufzubauen, auf eine Erfolgsgeschichte ver-
weisen kann und ebenso auf die Schaffung
eines kulturellen Diskurses, der – unabhängig
von fortdauernden westdeutschen und sowje-
tischen Einflüssen – ihr ganz eigener gewor-
den ist“. 6 Doch abgesehen von einer Hand-
voll Wissenschaftler zogen nur wenige Exper-
ten in Betracht, dass sich eine spezifische
ostdeutsche politische Kultur oder eine kol-
lektive Identität entwickelt haben oder dass
ein politisches Bezugssystem entstanden sein
könnte, das, wenn man es nur reformieren
würde, anderen Systemen vorzuziehen wäre.

In dem Jahr, als die DDR 40 Jahre alt
wurde, war Bush das erste Jahr im Amt. Es
war offensichtlich, dass seine Außenpolitik
verglichen mit der seines Vorgängers Ronald
Reagan einen abwartenden und diplomati-
scheren Stil hatte. Durch seine Karriere beim
CIA war er über die europäischen Angele-
genheiten viel besser unterrichtet. Insofern
war es eine Überraschung, dass Bush bei
einer Pressekonferenz in Montana am 18.
September 1989 eine Erklärung abgab, in der
er die deutsche Vereinigung zu befürworten,
zumindest aber nicht abzulehnen schien: „Ich
meine, es ist Sache der Deutschen, zu ent-
scheiden. Mit anderen Worten: Falls das zwi-
schen den deutschen Staaten ausgehandelt
wurde, dann glaube ich nicht, dass wir es als
schlecht für die westlichen Interessen ein-
schätzen sollten. Ich glaube, im Deutschland
der Nachkriegszeit hat sich eine dramatische

3 Verfassung der DDR von 1974, zit. nach: Renata
Fritsch-Bournazel, Europe and German Unification,
Providence, RI 1992, S. 91.
4 Ronald Asmus, Bonn and East Berlin: The View
from Washington. RFE/RL Background Report 190
(17. 10. 1984), online: www.osaarchivum.org (18. 12.
2009).

5 Zum Beispiel Thomas Baylis, Henry Krisch, James
McAdams, Marilyn Rueschemeyer, und Bradley
Scharf.
6 German Politics and Society, Sonderausgabe „The
GDR at Forty“, 17 (Summer 1989), Editors’ note.
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Veränderung vollzogen. Deshalb habe ich
keine Angst davor (. . .). In einigen Kreisen
herrscht so ein Eindruck, nun ja, dass ein wie-
dervereintes Deutschland dem Frieden in Eu-
ropa in irgendeiner Weise abträglich wäre;
aber ich lasse das nicht gelten, nein.“ 7

Natürlich meinte Bush, als er von Verände-
rungen in Deutschland redete, die Bundesre-
publik. Nirgendwo bezog er sich auf die
DDR, ihre Bürger, Reformen oder Alternati-
ven zur Vereinigung. Um die gleiche Zeit etwa
hatte auch Außenminister James Baker öffent-
liche Erklärungen abgegeben, in denen er die
grundsätzliche Unterstützung für die Vereini-
gung erwähnte, während Sicherheitsberater
Brent Scowcroft vorsichtiger war und Bush
und Baker drängte, zurückhaltender zu sein,
um nicht noch eher als Kohl aktiv zu werden
und ihm voreilig den Rücken zu stärken. 8

Und doch überraschte der Fall der Berliner
Mauer einige Wochen nach diesen Äußerun-
gen die Bush-Regierung. Die verhaltene Re-
aktion klang konfus. Würde Bush nun auf die
vertrauten und speziellen Beziehungen der
USA zur Bundesrepublik verweisen, die auf
Vertrauen und Optimismus in Bezug auf
Deutschlands Zukunft basierten, oder auf die
neu geknüpften, konstruktiven Beziehungen
zu Gorbatschow, die gegen Ende von Rea-
gans Präsidentschaft ihren Anfang genommen
hatten? Obwohl sich das politische Establish-
ment der USA der Bedeutsamkeit der Ereig-
nisse in Osteuropa für die Stabilität der kom-
munistischen Regime und folglich für die Sta-
bilität der ganzen Weltregion bewusst war,
gibt es kaum Anzeichen dafür, dass man die
Bedeutung dessen, was sich auf den Straßen
der DDR abspielte, erfasste. Der Austausch
zwischen den führenden Politikern legt nahe,
dass allein die internationale Sicherheit das
Gebot der Stunde war. Angesichts dessen
hätte man aus Washington und Moskau eine
Blockadehaltung erwarten können, aber die
amerikanische und die sowjetische Führung
schienen geneigt, den Ereignissen ihren Lauf
zu lassen; gleichzeitig mahnten sie zu Behut-
samkeit. Bei einem Telefongespräch zwischen
Bush und Kohl am 17. November 1989 galt
die vorrangige Sorge der Stabilität. Kohl ver-
sprach: „Wir werden nichts tun, um die DDR
zu destabilisieren“, und Bush bekräftigte:

„Die Euphorie in den USA läuft Gefahr, un-
geahnte Aktionen in der UdSSR oder in der
DDR heraufzubeschwören, die sehr schlimm
wären. (. . .) Wir werden nicht das Problem
verschärfen, indem wir den Präsidenten der
USA auf der Berliner Mauer posieren las-
sen.“ 9

Der Zehn-Punkte-Plan des Bundeskanz-
lers, den er am 28. November 1989 dem Bun-
destag präsentierte, war der Wendepunkt für
Bush. Im Unterschied zu den meisten Politi-
kern in Europa und zu den Sowjets, deren
Reaktionen von Verdruss bis Furcht reichten,
war Bush von Kohls Zuversicht beeindruckt
und fühlte sich durch seine Führungsqualitä-
ten und das Vorlegen des Aktionsplans rück-
versichert. Bush vertraute Kohl, wie auch
Manfred Wörner, dem Generalsekretär der
NATO und Kohls Parteifreund. Kohl wie-
derum vertraute Bush; Berichten zufolge be-
riet er sich mit Washington mehr als mit sei-
nem eigenen Außenministerium über seine
Pläne, was Ostdeutschland betraf. Dennoch
gab es in Washington Verwirrung über die
nächsten Schritte. Die Bush-Regierung war
des Drucks, der auf Gorbatschow innerhalb
der UdSSR lastete, deutlich gewahr. Darum
übte Bush in der Öffentlichkeit Zurückhal-
tung. Auf Drängen der Sowjets, Briten und
Franzosen hatte Baker zugestimmt, an einem
Vier-Mächte-Treffen im Dezember in Berlin
teilzunehmen. Baker, der ranghöchste Amts-
träger der USA, der je die DDR besucht hat,
hoffte, „die Modrow-Regierung hinreichend
zu stärken, damit sie freie Mehrparteienwah-
len für die DDR vorbereiten konnte“. 10 Hin-
ter seinem Besuch in Ost-Berlin stand als
Zielsetzung nicht die Stärkung von Modrows
Legitimation oder Zuspruch für die Ostdeut-
schen, die eine separate, demokratische DDR
beibehalten wollten, sondern die Entschär-
fung der potentiell explosiven Situation.
Auch Verteidigungsminister Dick Cheney
setzte sich kaum für die Bürgerbewegung ein
und misstraute den Gesten der kommunisti-
schen Eliten in Richtung Reform. Schon früh
hatte er davor gewarnt, Gorbatschows Politik
„könnte eine nur zeitweilige Abweichung un-

7 Zit. nach: P. Zelikow/C. Rice (Anm. 2), S. 81.
8 Vgl. ebd., S. 93.

9 Aufzeichnung des Telefongesprächs zwischen Bush
und Kohl am 17. 11. 1989 in: The National Security
Archive, The Soviet Origins of Helmut Kohl’s 10
Points, Dokument Nr. 1, online: www.gwu.edu/~nsar-
chiv/NSAEBB/NSAEBB296/index .htm (18. 12. 2009).
10 P. Zelikow/C. Rice (Anm. 2), S. 146.
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seres Gegners ersten Ranges von seinem übli-
chen Verhalten sein“. 11

Es war bezeichnend, dass Bush mit Kohl
vollkommen darin übereinstimmte, dass das
Modell Bundesrepublik das richtige für ein
wiedervereinigtes Deutschland sei und dass
es keinen Bedarf an Experimenten mit einem
ungewissen „Dritten Weg“ gebe. Bush sagte
zu seinen Beratern über die Dissidenten in
Osteuropa: „These really aren’t the right
guys to be running the place.“ 12 Mary Sa-
rotte urteilt: „Bushs Bereitschaft, Kohl die
Führung bei der deutschen Vereinigung zu
überlassen, war bemerkenswert. Wie der US-
Präsident selbst in seinen Memoiren fest-
stellte, hatte er erstaunlicherweise keine aus-
geprägte Meinung bezüglich des Vorgehens,
als das Chaos von 1989 in Deutschland eine
Reaktion erforderte. Wie verlautet, klagte
Thatcher, das Problem mit Bush sei, dass er
nichts gegenüber eine ausgeprägte Meinung
habe.“ 13

Im Gegensatz zu den vorsichtigen, ja
mitunter abstrusen Reaktionen der Regie-
rung reagierten die amerikanischen Medien
jubelnd auf den Mauerfall und schienen si-
cher zu sein, dass die deutsche Vereinigung
komme. Während allerorten in Osteuropa
Selbstbestimmung und Reformen gefeiert
wurden, schenkten die Medien der DDR
kaum Aufmerksamkeit, ebensowenig der
Vorstellung, dass es eine (demokratisch-so-
zialistische, ökologische oder andere) Alter-
native zur Bundesrepublik geben könnte.
Doch nicht alle Journalisten jubilierten. Ab-
raham Michael Rosenthal schrieb im Febru-
ar 1990 in der „New York Times“ über
„versteckte Wörter“, die er und viele andere
mit Deutschland assoziieren, die man je-
doch bezeichnenderweise nicht laut ausspre-
chen und drucken würde: Jude, Auschwitz,
Sklavenarbeit, Nazi. „Fast alle reden so, als
ob die Sehnsucht der Deutschen nach Wie-
dervereinigung so gewichtig und moralisch
mächtig sei, dass es absolut frevelhaft wäre,
sie aufzuschieben, bis für die gesamte Nazi-
generation der Jüngste Tag anbricht. (. . .)

Wollen wir es um Himmels willen wirklich
dem Außenministerium überlassen, zu ent-
scheiden und zu sagen, welche Hoffnungen
und Ängste wir mit Deutschland ver-
binden?“ 14

Während Charles Krauthammer dem Pro-
jekt Vereinigung in Gänze Beifall spendete
(„Die deutsche Wiedervereinigung wird die
dramatischste Wiedergeburt der Souveränität
in der Nachkriegszeit sein“), mahnte er doch:
„Die Mauer ist zu früh gefallen. Wäre Ost-
deutschland als letzte sowjetische Provinz ge-
fallen, auf die, wie wir dachten, der Kreml
pocht, dann wäre es ein nur Stückchen, das
ein neues, stabiles Europa in sich aufnehmen
könnte. Da die deutsche Wiedervereinigung
so schnell gekommen ist, droht sie das Ganze
zu sprengen, indem sie im Herzen Europas
ein größeres Deutschland entstehen lässt
(. . .).“ 15

Peter Marcuse, der lange Zeit sowohl in
West- als auch in Ostdeutschland verbracht
hatte, schrieb im Oktober 1990 einen nach-
denklichen Kommentar. Nach vierzig Jah-
ren DDR blieben seiner Meinung nach das
Wissen darüber, was Sozialismus eben nicht
sei, sowie Lehren über exzessive staatliche
Planwirtschaft, aber auch Errungenschaften
auf dem Gebiet der sozialen Gerechtigkeit
zurück. Am wichtigsten sei jedoch das ost-
deutsche Volk, „das andere Erfahrungen ge-
sammelt und in einer Gesellschaft gelebt
hat, die andere Ziele verkündete, und das
diese Ziele verfolgt hat, auf Seiten des Staa-
tes, zuletzt oft gegen ihn. (. . .) Vielleicht
besteht ein bleibender Beitrag aus vierzig-
jähriger DDR-Erfahrung darin, dass minde-
stens 16 Millionen Deutsche nicht zu denen
gehören, die von Macht- und Vorherr-
schaftsstreben besessen und von ihrer Über-
legenheit und absoluten Rechtschaffenheit
überzeugt sind.“ Und: „Die Menschen aus
Ostdeutschland wissen besser als die mei-
sten anderen, was der Preis von Dogmatis-
mus und einer geschlossenen Gesellschaft
ist.“ 16

11 Zit. nach: Timothy Garton Ash, 1989!, in: The New
York Review of Books vom 5. 11. 2009, S. 6.
12 Ebd.: „Das sind wirklich nicht die Richtigen, um
den Laden zu schmeißen.“
13 Mary E. Sarotte, 1989: The Struggle to Create Post-
Cold War Europe, Princeton 2009, S. 210.

14 A. M. Rosenthal, Hidden Words (4. 2. 1990), in:
Harold James/Martha Stone (eds.), When the Wall
Came Down: Reactions to German Unification, New
York 1992, S. 168.
15 Charles Krauthammer, The German Revival (26. 3.
1990), in: ebd., S. 180.
16 Peter Marcuse, East German Requiem (22. 10.
1990), in: ebd., S. 230.
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Einige, die in Veröffentlichungen in den
USA als „links“ bezeichnet wurden, schrie-
ben wie Marcuse über den Nationalismus,
der die Regierung Kohl und viele Ostdeut-
sche zu ergreifen schien. Aber im Großen
und Ganzen nahmen die meisten Tageszei-
tungen und auch der Nachrichtensender
CNN mit seiner breiten Zuschauerschaft Sie-
gesfreude und Freiheit als Grund zum Feiern
wahr. Man verschwendete wenig Zeit auf die
neue DDR-Führung, ihre Handlungsspiel-
räume oder den wirtschaftlichen und sozialen
Druck, der auf ihr lastete. Das Ende des Kal-
ten Krieges als Generationenlegende, das
Kräftemessen zwischen den Supermächten,
versinnbildlicht durch den Fall der Mauer,
und die fixe Idee, ein Stück von ihr zu besit-
zen, übten Faszinationskraft aus. Insgesamt
setzte die amerikanische Öffentlichkeit als
gegeben voraus, dass die Vereinigung unaus-
weichlich und „richtig“ sei. Der Mauerfall
und das Abschütteln der kommunistischen
Herrschaft bestätigten, was die Amerikaner
schon immer glaubten: dass nämlich Demo-
kratie und Kapitalismus letzten Endes den
Sieg davontragen.

Anderswo im Westen

Trotz öffentlicher Erklärungen, in denen die
friedliche Revolution in der DDR und der
Mauerfall gerühmt wurden, belegen die Un-
terlagen, dass die meisten politischen Führer
im Westen, allen voran Margaret Thatcher
und François Mitterrand, die deutsche Verei-
nigung ablehnten und sich Sorgen um die von
ihr ausgehende Gefahr für die Nachkriegs-
grenzen und, damit zusammenhängend, um
die europäische Sicherheit machten.

Nur Thatcher wagte öffentlich ihren Wider-
stand zu äußern, während andere im Stillen
opponierten und in der Öffentlichkeit diplo-
matischer und verhaltener reagierten. In einem
Artikel im „Wall Street Journal“ Ende Januar
1990 wurde Thatcher mit den Worten zitiert,
Kohl müsse „dem Weitblick auf die Erforder-
nisse Europas“ seine eigene „beschränktere,
nationalistische Programmatik“ unterordnen:
„Demokratie aufzubauen ist viel schwerer, als
sie niederzureißen.“ 17 Im Juli 1990 wurde ein
Memorandum veröffentlicht, welches das tiefe
Misstrauen der politischen Entscheidungsträ-
ger in Großbritannien gegenüber den Deut-

schen und ihre unablässigen Befürchtungen
gegenüber der Vereinigung offenbarte. 18 Zu
den brisanten Abschnitten des Memorandums
gehörten, von Thatchers Privatsekretär Char-
les Powell alphabetisch aufgelistet, angebliche
Wesenszüge der Deutschen, wie sie bei einem
Treffen auf dem Landsitz in Chequers zur
Sprache gekommen waren: „Existenzangst,
Aggressivität, Rücksichtslosigkeit, Selbstgefäl-
ligkeit, Minderwertigkeitskomplexe, Senti-
mentalität.“ Am 24. November 1990 sagte
Thatcher zu Bush: „Das erste und übergeord-
nete Ziel sollte der Aufbau echter Demokra-
tien in ganz Osteuropa und letzten Endes auch
in der Sowjetunion sein (. . .). Die Wiederverei-
nigung war nicht nur eine Sache der Selbstbe-
stimmung, auch die Vier Mächte hatten be-
stimmte Verpflichtungen.“ 19

Auch bei Mitterrand löste der Mauerfall Be-
sorgnis aus, aber in der Öffentlichkeit bekunde-
te er, er habe „keine Angst vor der deutschen
Vereinigung“. Seine gedämpfte Befürwortung
erklärte sich aus seinen langjährigen und sehr
konstruktiven Beziehungen zu Kohl sowie dar-
aus, dass Frankreich die Bundesrepublik
brauchte, um die europäische Integration vor-
anzutreiben. Dass Frankreich von Juli bis De-
zember 1989 den Vorsitz in der Präsidentschaft
der Europäischen Union innehatte, stellte si-
cher, dass Mitterrand mit Umsicht zu Werke
gehen und den europäischen Rahmen im Auge
behalten würde. Wiederholt ließ sich er sich
von Kohl versichern, dass die Vereinigung Teil
der europäischen Integration sein würde. Den-
noch war Mitterrand verärgert darüber, dass er
von Kohl nicht vorab in den Zehn-Punkte-Plan
eingeweiht worden war. Infolgedessen hielt er
es nicht für nötig, mit Kohl Rücksprache zu
halten, als er ein Datum für seinen DDR-Be-
such festlegte. Zum Abschluss seines Staatsbe-
suchs in Ost-Berlin am 22. Dezember 1989 er-
klärte er: „Ich habe keinerlei Absicht, Deutsch-
land zu diktieren, wie sein zukünftiger Status
sein soll. (. . .) Wir sind auch Garanten für den
Frieden in Europa. Wir sind selbst Garanten für
den Status von Deutschland. Aber 45 Jahre sind
vergangen (. . .). Heute gibt es eine neue Gene-
ration, dies ist ein neues Kapitel in der Ge-
schichte; ich persönlich nehme es daher nicht
hin, dass man die Deutschen behandeln kann,

17 Zit. nach: M. E. Sarotte (Anm. 13), S. 100.

18 Zum Memorandum vgl. Timothy Garton Ash, The
Chequers Affair, in: The New York Review of Books
vom 27. 9. 1990, S. 14.
19 Zit. nach: M. E. Sarotte (Anm. 13), S. 67.
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als stünden sie unter Vormundschaft. Aber so-
bald es um die Lage in Europa geht, dann geht
es uns wohl etwas an; dann müssen wir sicher-
stellen, dass kein Ungleichgewicht entsteht, das
letztendlich das Europa der Kriege wiederher-
stellen würde.“ 20

Östlich der Oder

Istvan Deak behauptet, dass die meisten Ost-
und Mitteleuropäer der deutschen Vereinigung
positiv gegenüber eingestellt gewesen seien –
ausgenommen die Polen. 21 In Warschau mach-
te man sich Gedanken darüber, dass in Kohls
Zehn-Punkte-Plan ein elfter Punkt fehle, durch
den in einem künftigen Staatenbund bzw. Ein-
heitsstaat die Oder-Neiße-Grenze anerkannt
werde. Die Polen waren mit den Verhandlun-
gen über die deutsche Vereinigung bis zum 17.
Juli 1990 und mit der Erklärung der Zwei-plus-
Vier nicht zufrieden, mit denen die deutschen
Grenzen definitiv festgelegt wurden. Diesen
Grenzen wurden am 14. November 1990 in
Warschau Vertragsstatus zugebilligt.

In Polen gab es zwar Erleichterung darüber,
dass die DDR endlich den Weg demokratischer
Reformen eingeschlagen hatte, aber auch tiefsit-
zenden Argwohn angesichts der Grenze zwi-
schen Polen und Ostdeutschland, falls sich
deren Status im Zuge der Reformen verändern
sollte. Premierminister Tadeusz Mazowiecki
äußerte diese Bedenken bereits am 1. Februar
1990 in Berlin: „Die Überwindung der Teilung
ist selbstverständlich für Deutschland eine
Chance, politisch, wirtschaftlich und für den
Fortschritt. Die Frage ist, wie diese Chance ge-
nutzt wird, ob sie eine Perspektive für Europa
eröffnet.“ 22 Dass sich bis zu 90 Prozent der
polnischen Öffentlichkeit der deutschen Verei-
nigung entgegenstellten, spiegelte die Besorg-
nisse im Zusammenhang mit den Grenzen und
deren möglichen Korrekturen wider, aber auch
Befürchtungen, welche die Beziehungen zu
einem ökonomisch und politisch stärkeren
Deutschland betrafen. 23

Michail Gorbatschow wird weithin (wenn
auch nicht von Amerikanern, die dazu neigen,

den Beitrag ihrer eigenen politischen Führer
zu übertreiben, wohl aber von Europäern) die
Schlüsselrolle bei der deutschen Vereinigung
zugesprochen. Woraus aber erklärt sich der
Verzicht der Sowjetunion auf das Projekt einer
reformierten DDR? Josef Joffe behauptet, dass
Gorbatschow einen groben Fehler begangen
habe, als er es im Oktober 1989 versäumte,
zum harten Durchgreifen gegen die Demon-
stranten in der DDR aufzufordern. Stattdessen
habe er darauf gesetzt, dass sich die DDR re-
formieren würde, um zu überleben, und damit
„starke Nerven“ gezeigt, denn, so Joffe, die
DDR war eine „Nicht-Nation“, und sollte sie
sich „in Richtung demokratischer Selbstbe-
stimmung bewegen, dann könnte sie nur dem
,wahren‘ deutschen Staat, der Bundesrepublik,
in die Arme fallen“. 24 Jahre später vom Histo-
riker Robert Conquest befragt, ob er genauso
gehandelt hätte, falls er gewusst hätte, wohin
der Wandel führen würde, antwortete Gorba-
tschow: „Wahrscheinlich nicht.“ 25

Die Akten belegen, dass Kohl durch geheime
Meldungen aus Moskau darin bestärkt wurde,
seinen Zehn-Punkte-Plan auszuarbeiten, denn
dort rechnete man damit, dass die Idee eines
Staatenbundes eine Möglichkeit wäre, die zu-
sammenbrechende DDR zu stützen, indem
man beiden deutschen Staaten den gleichen Sta-
tus zusicherte. Sein Berater Horst Teltschik
sollte Kohl davon überzeugen, Gorbatschow
anzusprechen, um die Idee eines Staatenbundes
zu erörtern, und den Sowjets zuzusichern, dass
ein solcher nur im Kontext des „Gemeinsamen
Europäischen Hauses“ errichtet werden würde.
Das Missverständnis lag darin, dass Teltschik
nicht begriff, dass Kohl Gorbatschow anrufen
sollte, sondern meinte, die Nachricht komme
von Gorbatschow selbst. 26

Bekanntlich waren weder Bush noch Gorba-
tschow über Kohls Zehn-Punkte-Plan im Vor-
aus informiert. Ein paar Tage später beklagte
sich Gorbatschow bei Bush beim Gipfeltreffen
in Malta: „Kohl handelt nicht seriös und verant-
wortungsbewusst“, worauf Bush antwortete:
„Die USA versuchen mit einer gewissen Zu-
rückhaltung zu handeln.“ Diese schien schon

20 Zit. nach: R. Fritsch-Bournazel (Anm. 3), S. 82.
21 Vgl. Istvan Deak, German Unification: Perceptions
and Politics in East Central Europe, in: German Poli-
tics and Society, 20 (Summer 1990), S. 23.
22 Zit. nach: R. Fritsch-Bournazel (Anm. 3), S. 109.
23 Zahlen in: ebd.

24 J. Joffe (Anm. 1).
25 Zit. nach: T. Garton Ash (Anm. 11), S. 7.
26 Vgl. The National Security Archive, The Soviet
Origins of Helmut Kohl’s 10 Points, online:
www.gwu.edu/~nsarchiv/NSAEBB/NSAEBB296/index
.htm (22. 12. 2009).
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am nächsten Tag, dem 3. Dezember 1989, zu
schwinden, als sich Bush mit Kohl in Brüssel
traf. Als sich Kohl nach dem Gespräch mit Gor-
batschow am Vortag erkundigte, sagte Bush:
„Wir haben lange über die deutsche Frage dis-
kutiert. Gorbatschow meinte, Sie hätten es zu
eilig“, worauf Kohl entgegnete: „Ich habe Gor-
batschow gesagt, es liege nicht in meinem Inte-
resse, die Ereignisse außer Kontrolle geraten zu
lassen.“ Über seinen Zehn-Punkte-Plan sagte
er: „Ich werde nichts Leichtsinniges tun. Ich
habe keinen Zeitplan aufgestellt. Wir sind Teil
Europas und bleiben Teil der EU. Ich habe
immer alles sorgfältig mit Präsident Mitterrand
abgestimmt. Die zehn Punkte sind keine Alter-
native zu dem, woran wir im Westen arbeiten.
Diese Prozesse sind Vorbedingung für die zehn
Punkte. Die europäische Integration ist die Vor-
bedingung, damit der Wandel in Osteuropa
wirksam wird. (. . .). Alle in Europa haben
Angst vor zwei Dingen: erstens, dass Deutsch-
land nach Osten abdriften könnte – das ist Un-
sinn; zweitens, und das ist der wahre Grund,
dass Deutschland sich wirtschaftlich schneller
als meine Kollegen entwickelt. Ja, 62 Millionen
wohlhabende Deutsche sind schwer zu ertra-
gen, mit 17 Millionen mehr hat man große
Probleme. Sobald die DDR eine tatsächlich
freie Regierung hat, könnten wir konföderati-
ve Strukturen aufbauen, und zwar zwischen
zwei unabhängigen Staaten. Phase 3 ist der
Einheitsstaat, eine Angelegenheit der Zukunft,
die man zeitlich strecken könnte. Aber ich
kann nicht sagen, dass das je passieren wird.“

Bush antwortete: „Gorbatschows Haupt-
problem ist die Ungewissheit. (. . .) Wir brau-
chen eine Formulierung, die ihn nicht ab-
schreckt, mit der wir aber vorankommen.“
Als sich Bush nach der Einstellung der Men-
schen in der DDR zur „Wiedervereinigung“
erkundigte, antwortete Kohl: „Die Ostdeut-
schen brauchen Zeit, um herauszufinden, was
sie wirklich wollen. Ich brauche eine Zeit ru-
higer Entwicklung. Vor einem Jahr wäre es
verrückt gewesen, so zu reden. In der BRD
befürworten die meisten Menschen und Par-
teien die Wiedervereinigung. Die Grünen
sehen eine Chance: Sie wollen die Abschaf-
fung der Bundeswehr und Neutralität. Sie
sind gegen die Wiedervereinigung. Die SPD
willigte letzten Dienstag ein. Jetzt herrscht
der Eindruck, das sei Kohls Sieg. Die Libera-
len sind für das Programm, sind aber verär-
gert, weil es mein Erfolg ist. Die Wirtschaft
steht gut da: Nie hat unser Volk so viel ver-

dient wie jetzt, aber nun will man staatliche
Leistungen statt Arbeit.“ 27

Gorbatschow wurmte die Überrumpelung
durch den Zehn-Punkte-Plan. Er äußerte
Genscher gegenüber, dass die Westdeutschen
auf dem Wege seien, den europäischen Inte-
grationsprozess zu begraben. Außenminister
Eduard Schewardnadse verstieg sich sogar zu
Vergleichen mit Hitler. Gorbatschow be-
klagte sich bei Genscher, Kohl hätte sich mit
ihm absprechen sollen, er „denkt aber wahr-
scheinlich schon, dass seine Musik gespielt
wird, ganz sicher ein Marsch, und dass er be-
reits mitmarschiert.“ 28

Aus Ostdeutschen werden Deutsche

Innerhalb erstaunlich kurzer Zeit hatte sich
die Rhetorik in den USA die „Selbstbestim-
mung“ der Deutschen als „ein Volk“ zu Eigen
gemacht. Den Rahmen für diesen Prozess
gaben die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen ab,
die von Februar bis September 1990 dauerten.
Überwältigt von Tempo und Tragweite der
Ereignisse in der UdSSR und Osteuropa, ak-
zeptierte Gorbatschow schließlich die Verei-
nigung zu den deutschen und westlichen Be-
dingungen – keine Neutralität, Mitgliedschaft
des geeinten Deutschlands in der NATO. Am
15. Juli 1990 trafen sich Kohl und Gorba-
tschow in Stawropol und unternahmen ihren
berühmten „Waldspaziergang“, bei dem Gor-
batschow einem geeinten Deutschland in der
NATO seine Zustimmung gab.

Heute erscheint alles so einfach, so selbst-
verständlich, doch die freigegebenen Doku-
mente veranschaulichen, dass der Weg zur
Vereinigung wiederholtes Innehalten erfor-
derte und die Zeichen diplomatischen Ge-
schickes und einer guten Portion Vertrauen
aus Moskau und Washington trug. Was bei
vielen Berechnungen jener Tage (besonders
im Westen) fehlte, war die DDR: Eine unab-
hängige und demokratische DDR gab es
nicht einmal im amerikanischen Reich der
Fantasie.

27 Memorandum des Gesprächs von George H. W.
Bush, John Sununu, Brent Scowcroft und Helmut
Kohl, 3. 12. 1989, Dokument Nr. 4, online: ebd.
28 Aufzeichnung des Gesprächs zwischen Michail
Gorbatschow und Hans Dietrich Genscher, 5. 12.
1989, Dokument Nr. 5, online: ebd.
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Wolfgang Seibel

Die gescheiterte
Wirtschafts-

reform in der
DDR 1989/1990

Die Ereignisse in der DDR vom Herbst
1989 bis zum Sommer 1990 waren ge-

prägt durch eine innen- und außenpolitische
Dynamik und die
Festlegung von Pfad-
abhängigkeiten, die,
auch in der histori-
schen Rückschau, An-
sätze zu einer Wirt-
schaftsreform überla-
gerten, welche in der
DDR selbst entstan-
den waren und dort
intensive Diskussio-
nen ausgelöst hatten.
Welcher Art waren

diese Reformvorstellungen? Wie realistisch
waren sie? Was waren die Umstände ihres
Scheiterns? 1

DDR-loyale Reformer

Mit dem Amtsantritt des Ministerpräsidenten
Hans Modrow am 17. November 1989 ge-
langte eine neue Teilelite zu Einfluss, die in
der Vergangenheit innerhalb der SED system-
immanente Kritik an der Wirtschaftspraxis
des Honecker-Regimes geübt hatte. 2 Dazu
zählte vor allem die Wirtschaftsministerin
und stellvertretende Ministerpräsidentin
Christa Luft und der vormalige stellvertreten-
de Vorsitzende der Staatlichen Plankommissi-
on, Wolfram Krause, der aus dieser Funktion
1978 wegen kritischer Äußerungen zur
DDR-Ökonomie entfernt und in die Bezirks-
leitung der Berliner SED abgeschoben wor-
den war.

Luft hatte im Oktober 1988 in ihrer An-
trittsrede als Rektorin der Hochschule für
Ökonomie vorsichtige Vorschläge für eine

Reform der Wirtschaft unterbreitet, die mit
dem Plädoyer für „sozialismustypische Inno-
vationsstimuli“ unter anderem an Gedanken
des „Neuen Ökonomischen Systems“ (NÖS)
aus den 1960er Jahren anknüpfte. 3 Krause
hatte seine Vorstellungen zur Wirtschaftsre-
form während der hoch dramatischen Über-
gangsphase von Honecker über Egon Krenz
zu Modrow zusammengefasst und gemein-
sam mit Wolfgang Heinrichs, dem Direktor
des Zentralinstituts für Wirtschaftswissen-
schaften der Akademie der Wissenschaften
der DDR, in der Ausgabe des „Neuen
Deutschland“ (ND) vom 3. November 1989,
einen Tag vor der Großdemonstration von
DDR-loyalen und reformwilligen Kräften
auf dem Berliner Alexanderplatz, veröffent-
licht. Auch hier gab es Anklänge an das Ge-
dankengut des NÖS, etwa wenn es hieß, dass
„ein funktionierender Marktmechanismus
unverzichtbar“ sei und „Berührungsängste
(. . .) auf ökonomischem Gebiet“, also zwi-
schen sozialistischen und kapitalistischen
Marktordnungen, fehl am Platze seien. Es
konnte nicht erstaunen, dass diejenigen Wirt-
schaftsexperten in der SED, die man in der
Honecker-Ära kaltgestellt hatte, nun an Vor-
stellungen anzuknüpfen suchten, die mit dem
Machtantritt Honeckers und dem wirtschaft-
lichen Kurswechsel auf dem VIII. Parteitag
der SED 1971 abgewürgt worden waren. 4

Der Artikel von Heinrichs und Krause im
ND trug den Titel „Wirtschaftsreform – Ele-
ment der Erneuerung des Sozialismus“.

Unmittelbar nach seiner Nominierung für
das Amt des Ministerpräsidenten der DDR
durch das Zentralkomitee (ZK) der SED am
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1 Die Abhandlung stützt sich in ihrem empirischen
Teilen auf mein Buch „Verwaltete Illusionen. Die Pri-
vatisierung der DDR-Wirtschaft durch die Treuhand-
anstalt und ihre Nachfolger 1990–2000“, Frankfurt/
M.–New York 2005 (unter Mitarbeit von Hartmut
Maaßen, Jörg Raab und Arndt Oschmann), S. 35–118
(Teil I, Nationale Integration und „Volkseigenes Ver-
mögen“).
2 Vgl. Wolfram Fischer/Harm Schröter, Die Entste-
hung der Treuhandanstalt, in: Wolfram Fischer/Her-
bert Hax/Hans Karl Schneider (Hrsg.), Treuhand-
anstalt – Das Unmögliche wagen. Forschungsberichte,
Berlin 1993, S. 20–25.
3 Vgl. ebd., S. 20.
4 Der Mythos des NÖS war auch bei den später in der
Treuhandanstalt tätigen Angehörigen der damals jun-
gen Reformgeneration aus den 1960er Jahren noch zu
spüren; Interview des Verf. mit Rolf Goldschmidt,
21. 3. 1995.
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8. November 1989 (also noch vor seiner for-
mellen Wahl durch die Volkskammer, die am
17. November erfolgte) traf Modrow Abspra-
chen mit seiner designierten Stellvertreterin
Luft über die Bildung einer „Arbeitsgruppe
Wirtschaftsreform beim Ministerrat der
DDR“. 5 Zum Leiter dieser Arbeitsgruppe
wurde Krause bestellt. Die bei Amtsantritt
der Regierung Modrow innerhalb der SED
noch vorherrschende Vorstellung einer sys-
temimmanenten Reform der Wirtschaft unter
Beibehaltung des „Volkseigenen Vermögens“
in staatlicher Regie stieß nicht allein auf kon-
kurrierende Vorstellungen, sondern insbeson-
dere auch auf völlig veränderte Machtverhält-
nisse.

In der zweiten Novemberhälfte 1989 zer-
brach das Machtmonopol der SED. Am 24.
November kündigte Krenz als Generalsekre-
tär des ZK und Vorsitzender des Staatsrates
und damit als Staatsoberhaupt der DDR an,
dass die SED auf ihren in der Verfassung ver-
brieften Führungsanspruch verzichten wolle.
Dies beschloss die Volkskammer am 1. De-
zember. Am 6. Dezember trat Krenz als
Staatsratsvorsitzender und als Vorsitzender
des Nationalen Verteidigungsrates zurück,
am 9. Dezember wurde er an der Spitze der
SED durch Gregor Gysi abgelöst. 6

Am 7. Dezember wurde der „Runde
Tisch“ gegründet (später zur Abgrenzung
gegenüber ähnlichen Einrichtungen in der
Provinz als „Zentraler Runder Tisch der
DDR“ bezeichnet), der zu gleichen Teilen
aus Angehörigen der Parteien der Nationalen
Front und Vertretern der Bürgerbewegung
zusammengesetzt war. 7 Von den Vertretern
der Bürgerbewegung am Runden Tisch tra-
ten die meisten für einen „Dritten Weg“ jen-
seits von Plan- und Marktwirtschaft ein. 8

Neben den SED-Vertretern hatten die Re-
präsentanten von Demokratie Jetzt (DJ) die
profiliertesten wirtschaftspolitischen Vorstel-
lungen. Der DJ-Vertreter Wolfgang Ull-
mann, Theologe, hatte seit Mitte 1989 mit
dem Ingenieur Matthias Artzt und dem Phy-

siker Gerd Gebhardt Gespräche über wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Fragen
geführt, die in der ersten Novemberhälfte
zur Erarbeitung eines Papiers mit dem Titel
„Zukunft durch Selbstorganisation“ führten.
Darin wurde für Privateigentum an Produk-
tionsmitteln mit sozialer Bindung und eine
grundsätzlich marktwirtschaftliche Ordnung
plädiert, allerdings mit dem „strategischen
Ziel“, „von dem vorhandenen Volkseigentum
soviel wie möglich direkt den Bürgern der
DDR zukommen zu lassen“. 9

Wirtschaftsreformen und
„Volkseigenes Vermögen“

Die Gruppe um Ullmann konstituierte sich
am 6. Dezember 1989 als „Freie Forschungs-
gemeinschaft Selbstorganisation“. Aus dem
Ziel einer Marktwirtschaft mit sozialer Bin-
dung bei möglichst umfassender Zuteilung
von „Volkseigenem Vermögen“ an die Bürger
der DDR resultierten Überlegungen zur In-
stitutionalisierung einer Art treuhänderischen
Funktion, mittels derer das vom Staat gehal-
tene Volkseigentum in eine Rechtsform über-
führt werden sollte, die auch im Fall der Auf-
lösung der DDR und ihres Beitritts zum
Geltungsbereich des Grundgesetzes der Bun-
desrepublik Bestand haben könnte. Diese
Überlegungen mündeten in eine Vorlage der
Gruppe um Ullmann, die inzwischen als
„Freies Forschungskollegium ,Selbstorganisa-
tion‘ für Wissenskatalyse an Knotenpunkten“
firmierte, für die Sitzung des Runden Tisches
am 12. Februar 1990. 10 Die Vorlage enthielt
einen „Vorschlag zur umgehenden Bildung
einer ,Treuhandgesellschaft‘ (Holding) zur
Wahrung der Anteilsrechte der Bürger mit
DDR-Staatsbürgerschaft am ,Volkseigentum‘
der DDR“. 11 Hier tauchte zum ersten Mal

5 Vgl. W. Fischer/H. Schröter (Anm. 2), S. 22; Christa
Luft, Treuhand-Report, Berlin 1992, S. 18.
6 Vgl. Hannes Bahrmann/Christoph Links, Chronik
der Wende, Berlin 1994, S. 132, S. 153, S. 178.
7 Vgl. Uwe Thaysen, Der Zentrale Runde Tisch der
DDR. Wortprotokoll und Dokumente, Wiesbaden
2000, S. XII-XIII.
8 Vgl. ebd., S. XV.

9 Zit. nach: W. Fischer/H. Schröter (Anm. 2), S. 18.
10 Vgl. Runder Tisch, 12. 2. 1990, Vorlage Nr. 12/29,
in: Treuhandanstalt. Dokumentation 1990–1994.
Bd. 1, Berlin 1994, S. 24 ff. Vgl. die ausführliche Dar-
stellung der Entstehung der Vorlage bei Marc Kemm-
ler, Die Entstehung der Treuhandanstalt, Frankfurt/M.
1994, S. 69–82.
11 Im ersten Absatz der Vorlage hieß es: „Offenbar ist
statt einer deutschen Fusionslösung eine baldige An-
gliederung der DDR an die Bundesrepublik Deutsch-
land wahrscheinlich geworden. Damit 40 so schreck-
lich fehlgeleitete Lebensjahre voller Arbeit und Mühen
für die Bürger der DDR nicht gänzlich ergebnislos
bleiben, wird der o. g. Vorschlag unterbreitet. Durch
die sofortige Schaffung der o. g. Kapital-Holding-

35APuZ 11/2010



der Gedanke einer institutionellen Zwischen-
lösung zur Sicherung des „Volkseigenen Ver-
mögens“ auf, eine Rechtsform, die in der
Bundesrepublik kein Gegenstück hatte.

Forciert wurde der Gedanke einer Zwi-
schenlösung – nämlich zwischen einer schritt-
weisen „Wirtschaftsreform“ unter den Bedin-
gungen einer staatlich intakten und politisch
stabilen DDR einerseits und der Alternative
einer kurzfristigen Übertragung der westdeut-
schen Wirtschafts- und Rechtsordnung auf die
DDR –, als sich in der ersten Februarhälfte
1990 die Anzeichen für einen schnellen Zu-
sammenschluss beider deutscher Staaten, min-
destens auf wirtschaftlichem Gebiet, verdich-
teten. Im Januar hatte die „Arbeitsgruppe
Wirtschaftsreform“ um Krause ein Papier erar-
beitet, das unter dem Titel „Zielstellung,
Grundrichtungen, Etappen und unmittelbare
Maßnahmen der Wirtschaftsreform in weiterer
Verwirklichung der Regierungserklärung vom
17. 11. 1989“ in einer Beilage zur Zeitschrift
„Die Wirtschaft“ am 1. Februar 1990 veröf-
fentlicht wurde. Dieses Papier ist aufschluss-
reich, weil es die Reformüberlegungen der Pla-
nungselite der DDR unter den angenommenen
Rahmenbedingungen stabiler staatlicher
Strukturen wiedergibt. So hieß es unter ande-
rem: „Die Wirtschaftsreform zielt darauf, eine
leistungsfähige Marktwirtschaft in der DDR
herauszubilden, die der demokratische Rechts-
staat mittels Rahmenbedingungen in Form
strukturpolitischer Orientierungen, ökonomi-
scher Methoden und rechtlicher Regelungen
im Interesse wachsender gesellschaftlicher Ef-
fektivität, gemeinnütziger Zwecke und sozia-
ler Sicherheit für alle Bürger reguliert.“ 12

Nach den Vorstellungen der „Arbeitsgruppe
Wirtschaftsreform“ sollten „neben dem Volks-
eigentum (. . .) im Interesse der Entwicklung
einer marktwirtschaftlichen Produktionsweise
eine Vielfalt weiterer Eigentumsformen entste-
hen“, nämlich „gesellschaftliches Gemeinei-
gentum an Produktionsmitteln“. Genannt
wurden unter anderem „Gemeineigentum der
volkseigenen Betriebe, Kombinate und Wirt-

schaftsverbände“, „privates Eigentum“, 13

„Umwandlung volkseigener Betriebe, die bis
1972 halbstaatliche oder private Betriebe
waren, in Betriebe mit inländischer Beteiligung
bzw. in Privatbetriebe“ sowie „Gründung von
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung“.
Weiter hieß es: „Der regulierende Einfluß des
Staates ist auf die Gestaltung von Rahmenbe-
dingungen für volkswirtschaftliches Wachs-
tum, Stabilität und Proportionalität sowie so-
ziale und ökologische Ausrichtung der Wirt-
schaftsentwicklung zu konzentrieren.“ 14 Der
Hauptweg staatlicher Regulierung bestehe im
„Wirksammachen ökonomischer Methoden“,
für die beispielhaft aufgezählt wurden: eine
Preisreform, eine Steuerreform, eine „auf die
Verwirklichung des Leistungsprinzips gerich-
tete Einkommenspolitik“, die Einleitung von
„Schritten für die Konvertierbarkeit der Mark
der DDR“, die Entwicklung der „Staatsbank
der DDR (. . .) zu einem von der Regierung
unabhängigen Organ“ und der Aufbau eines
Systems „selbständiger Geschäftsbanken“.

Wie immer man die Ernsthaftigkeit solcher
Reformabsichten einschätzen mochte – unter
den Bedingungen einer weiterhin in das Im-
perium der Sowjetunion eingefügten, poli-
tisch stabilen und staatlich eigenständigen
DDR hätten sie als revolutionär gelten müs-
sen. Es handelte es sich um ein plausibles und
konsequentes Konzept zur schrittweisen
Herausbildung einer Marktwirtschaft und
der grundlegenden Steigerung der volkswirt-
schaftlichen Effektivität, bei dem Alternati-
ven zum „Volkseigentum“ – sprich: Staatsei-
gentum – an Produktionsmitteln ausdrück-
lich zugelassen, wenn auch nicht als
wirtschaftspolitisches Primärziel benannt
wurden. Tatsächlich leitete die Regierung der
DDR selbst unter den turbulenten Verhält-
nissen bis zur Volkskammerwahl am 18.
März 1990 eine Reihe von Gesetzesvorhaben
ein, die auf der Linie des Reformkonzepts der
„Arbeitsgruppe Wirtschaftsreform“ lagen. 15

Treuhandgesellschaft als neues Rechts-Subjekt würde
dafür Sorge getragen werden, daß das im Volksbesitz
befindliche Eigentum (. . .) in der DDR nicht herrenlos
wird und einfach verloren geht (an wen mit welcher
Berechtigung?).“
12 „Zielstellung, Grundrichtungen, Etappen und un-
mittelbare Maßnahmen der Wirtschaftsreform“ vom
1. 2. 1990, in: Treuhandanstalt (Anm. 10), S. 7–14.

13 „Hier liegt der Schwerpunkt auf der Förderung
unternehmerischer und handwerklicher Initiativen,
wobei Gewerbefreiheit bei gleichzeitigem Schutz des
Handwerks und seiner Traditionen zu garantieren ist.“
Papier „Zielstellung, Grundrichtungen, Etappen und
unmittelbare Maßnahmen der Wirtschaftsreform“ der
„Arbeitsgruppe Wirtschaftsreform beim Ministerrat
der DDR“ vom 1. 2. 1990, Nr. II A, in: ebd., S. 8.
14 Ebd., Nr. II C.
15 Vgl. M. Kemmler (Anm. 10), S. 65 f. Zu diesen
Maßnahmen zählte das Gewerbegesetz vom 6. 3. 1990
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Für solche „Reformen von oben“ gab es in
der deutschen Geschichte zwar Vorläufer, je-
doch nur unter Umständen, bei denen Staat
und Gesellschaft aufeinander angewiesen
waren. Beispiele sind die Niederlage Preu-
ßens gegenüber dem Napoleonischen Frank-
reich 1806 oder die Bismarck’schen Reformen
der Wirtschaftsverfassung. Solche Vorausset-
zungen waren in der DDR indes nicht mehr
gegeben. Der Staat, der um seiner Reformfä-
higkeit willen auf die Unterstützung seiner
Bürger angewiesen war, wurde von diesen ab-
gelehnt. Dies war nicht nur der Preis von 40
Jahren SED-Diktatur. Es war vor allem auch
die Existenz einer realen Alternative, für die
sich bereits Hunderttausende von DDR-Bür-
gern mit der sprichwörtlichen „Abstimmung
mit den Füßen“ entschieden hatten: die Bun-
desrepublik und deren politische und wirt-
schaftliche Ordnung.

Am 12. Februar 1990 befasste sich der
Runde Tisch mit der Vorlage Nr. 12/29, die
den Vorschlag des „Freien Forschungskolle-
giums“ zur „umgehenden Bildung einer
,Treuhandgesellschaft‘ (Holding)“ enthielt.
Die Vorlage reagierte auf jene Rahmenbedin-
gungen, die im Papier der „Arbeitsgruppe
Wirtschaftsreform“ ausgeklammert waren,
nämlich die absehbare „Angliederung der
DDR an die Bundesrepublik Deutschland“. 16

Durch die Errichtung einer „Treuhandgesell-
schaft“ als Kapital-Holding sollte die Rechts-
lücke ausgefüllt werden, die – jedenfalls für
das „Volkseigene Vermögen“ als einheitliche
Vermögensmasse – bei einer „Angliederung
der DDR an die Bundesrepublik Deutsch-
land“ befürchtet wurde, weil die Rechtsord-
nung der Bundesrepublik das Institut des
„Volkseigentums“ nicht kannte. „Als erste

Handlung“, hieß es in der Vorlage, „müsste
diese Holding-Gesellschaft gleichwertige An-
teilsscheine im Sinne von Kapitalteilhaber-
Urkunden an alle DDR-Bürger emittieren.
(. . .) Das heißt, das die Kompetenzen und
Aufgaben definierende Statut dieser Treu-
handgesellschaft müsste durch die neu ge-
wählte Volkskammer (solange es diese gibt)
oder später durch Volksentscheide der Bürger
in den Ländern der ehemaligen DDR defi-
niert werden.“ 17

Die Vorlage wurde an die „Arbeitsgruppe
Wirtschaft“ des Runden Tisches sowie an die
Arbeitsgruppen „Recht“ und „Verfassung“
überwiesen 18 und auch an Modrow geleitet.
Der Vorschlag des „Freien Forschungskolle-
giums“, vorgelegt von Gerd Gebhardt, in der
Öffentlichkeit aber vor allem mit dem Mit-
glied des Forschungskollegiums und Minister
ohne Geschäftsbereich Wolfgang Ullmann in
Verbindung gebracht – fand ein breites Me-
dienecho, 19 das sich vor allem auf die Ausga-
be verbriefter Anteile am „Volkseigenen Ver-
mögen“ an alle DDR-Bürger bezog. Die
Rechtslücke, auf die sich der Vorschlag zur
Bildung einer „Treuhandgesellschaft“ als
Kapitalgesellschaft nach bundesdeutschem
Recht bezog, war im Papier der „Arbeits-
gruppe Wirtschaftsreform“ unter Krause
offen gelassen worden. 20 Wenn man, im Un-
terschied zur „Arbeitsgruppe Wirtschaftsre-
form“, die Auflösung der DDR antizipierte,
konnte man dem Rechtsinstitut des „Volksei-
genen Vermögens“ keine Bindungskraft mehr
zuerkennen.

Schon seit Dezember 1989 hatte sich nicht
nur eine – weitgehend illusionäre – „Joint-
Venture“-Euphorie in vielen Volkseigenen
Betrieben (VEB) und Kombinaten abgezeich-
net, sondern auch die Tendenz vieler Betriebe
und ihrer Direktoren, sich, im doppelten
Wortsinn, selbständig zu machen und den no-
minellen Eigentümer, das Volk der DDR, sei-
nes Eigentums und dessen politischen Reprä-
sentanten der tatsächlichen Kontrolle über
die Unternehmen zu berauben. Es gab daher
in der „Arbeitsgruppe Wirtschaftsreform“

(Gesetzblatt der DDR/GBl I 1990, Nr. 17, S. 138), das
Gesetz zur Gründung und Tätigkeit privater Unter-
nehmen und über Unternehmensbeteiligungen vom
7. 3. 1990 (dieses Gesetz regelte die Reprivatisierung der
1972 enteigneten Unternehmen; GBl I 1990, Nr. 17,
S. 141), das Steueränderungsgesetz vom 6. 3. 1990 (GBl
I 1990, Nr. 17, S. 136), das Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über die Staatsbank vom 6. 3. 1990 (mit der
Zulassung selbständiger Geschäftsbanken; GBl I 1990,
Nr. 16, S. 125) und die vom Ministerrat der DDR am
25. 1. 1990 erlassene „Verordnung über die Gründung
und Tätigkeit von Unternehmen mit ausländischer Be-
teiligung in der DDR“ (auch als „Joint-Venture-Ver-
ordnung“ geläufig; GBl I 1990, Nr. 4, S. 16).
16 Vorlage des „Freien Forschungskollegiums“ für die
Sitzung des Runden Tisches am 12. 2. 1990, in: Treu-
handanstalt (Anm. 10), S. 24 ff.

17 Ebd.
18 Vgl. Der Zentrale Runde Tisch der DDR – Wort-
protokolle und Dokumente, Bd. III, S. 761
19 Vgl. M. Kemmler (Anm. 10), S. 76.
20 Vgl. ebd., S. 78, mit Bezug auf ein Interview mit
Krause vom 6. 10. 1992.
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schon im Dezember 1989 oder Anfang Januar
1990 Überlegungen, die VEB und Kombinate
kurzerhand in Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung und Aktiengesellschaften umzu-
wandeln. Marc Kemmler hat darauf hinge-
wiesen, dass in der DDR das GmbH-Gesetz
von 1892 und das Aktiengesetz von 1937 nie
außer Kraft gesetzt worden waren, so dass
eine Grundlage für solche Umwandlungen
sogar in der DDR-Rechtsordnung vorhanden
war. 21 Die Geschäftsanteile der so geschaffe-
nen GmbHs und AGs sollten nach den Über-
legungen in der „Arbeitsgruppe Wirtschafts-
reform“ von einem „Schatzamt“ gehalten
werden. 22 Dieser Vorschlag war im Papier
vom 1. Februar 1990 nicht enthalten. Trotz-
dem gab es mit der Idee eines „Schatzamtes“
und dem Vorschlag zur Gründung einer
„Treuhandgesellschaft“ in der Vorlage des
„Freien Forschungskollegiums“ für die Sit-
zung des Runden Tisches am 12. Februar
1990 einen Konvergenzpunkt.

Geburt der „Treuhandanstalt“

Der Ministerrat der DDR, dem der Vorschlag
zur Schaffung einer „Treuhandgesellschaft“
des „Freien Forschungskollegiums“ durch
Wolfgang Ullmann vorgelegt worden war, be-
auftragte am 22. Februar 1990 den mittler-
weile als Staatssekretär im Wirtschaftsminis-
terium und als „Regierungsbeauftragter für
die Wirtschaftsreform“ fungierenden Wolf-
ram Krause mit der Erarbeitung eines
Gesetzentwurfs. 23 Dieser wurde von Krause
bereits am 26. Februar vorgelegt. Er enthielt
einen Beschlussentwurf zur Gründung einer
„Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung
des Volkseigentums (Treuhandanstalt)“ und
den Entwurf zu einer „Verordnung zur Um-
wandlung von volkseigenen Betrieben, Ein-
richtungen, Kombinaten sowie wirtschaftslei-
tenden Organen in Kapitalgesellschaften“. 24

Die Vorschläge Krauses und der „Arbeits-
gruppe Wirtschaftsreform“ nahmen die Idee
einer „Treuhandstelle“ aus dem Vorschlag des
„Freien Forschungskollegiums“ bzw. des
„Schatzamtes“ aus den internen Überlegun-
gen auf, nicht aber den Vorschlag für eine An-
teilsscheinregelung zugunsten der DDR-Bür-

ger. Dies wurde in einer Stellungnahme des
„Freien Forschungskollegiums“ vom 28. Fe-
bruar kritisiert. 25 Außerdem sei das Modell
einer „Treuhandanstalt“ Ausdruck „bürokra-
tisch-zentralistisch verwalteter Strukturen,
die ihren historischen Bankrott erwiesen
haben“. Die parlamentarische Kontrolle der
„Treuhandgesellschaft“ sei nicht gewährleis-
tet. Ein Mangel sei ferner, „daß eine Bewer-
tung des Volkseigentums nicht frei über kon-
kurrierende Anfragen nach Kapitalbeteili-
gung auf dem internationalen Markt erfolgen
soll, sondern daß die Hilfskonstruktion einer
Gebrauchswertermittlung benutzt wird, die
als bisheriger volkswirtschaftlicher Bewer-
tungsmechanismus versagt hat“. Schließlich
könne sich „wegen der letztlich ungeklärten
Eigentümerrolle (. . .) kein Anreiz zur Über-
nahme des unternehmerischen Risikos in
Form internationaler Kapitalbeteiligungen“
ergeben.

Etliche der Kritikpunkte spielten bei der
Diskussion um die Neufassung des Treu-
hand-Gesetzes (das am 17. Juni 1990 von der
Volkskammer verabschiedet wurde) eine
Rolle, und einige, wie der Hinweis auf „büro-
kratisch-zentralistische Strukturen“ oder auf
die fehlende parlamentarische Kontrolle, soll-
ten sich als geradezu prophetisch erweisen.
Zum anderen schlugen sich in der Stellung-
nahme des „Freien Forschungskollegiums“
nicht weniger Ungereimtheiten nieder, als die
Autoren ihrerseits im Beschlussentwurf der
„Arbeitsgruppe Wirtschaftsreform“ meinten
entdecken zu können. Einerseits wurde rich-
tigerweise auf die notwendige Mobilisierung
von Kapital und unternehmerischem Know-
how für die angestrebte Überführung der
Zentralverwaltungswirtschaft in marktwirt-
schaftliche Strukturen hingewiesen. Anderer-
seits wurde unterstellt, dass sich Manager und
Kapitalgeber durch parlamentarische Politi-
sierung der anvisierten Treuhandanstalt und
ihrer Unternehmen weniger schrecken ließen
als durch „bürokratisch-zentralistische Struk-
turen“.

Aus der Gesamtschau der Vorschläge 26 las-
sen sich Problembeschreibungen und vage In-

21 Vgl. ebd., S. 98.
22 Vgl. C. Luft (Anm. 5), S. 28.
23 Vgl. Treuhandanstalt (Anm. 10), S. 18.
24 Ebd., S. 18–23.

25 Vgl. ebd., S. 15 ff.
26 Vgl. ebd., S. 1–26; C. Luft (Anm. 5), S. 20–31, M.
Kemmler (Anm. 10), S. 69–82; W. Fischer/H. Schröter
(Anm. 2), S. 20–30; Interviews des Verf. mit Wolfram
Krause vom 19. 3. und 24. 4. 1993.
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stitutionalisierungsvorstellungen ablesen, die
unter den großen politischen und wirtschaft-
lichen Unsicherheiten im Frühjahr 1990
kaum präziser hätten sein können. Sowohl
die Konzeption des „Freien Forschungskolle-
giums“ als auch die der „Arbeitsgruppe Wirt-
schaftsreform“ beschrieben zentrale Proble-
me des Umgangs mit dem „Volkseigenen Ver-
mögen“ unter – von beiden Seiten
unterstellten – künftigen marktwirtschaftli-
chen Bedingungen. Das Konzept der „Ar-
beitsgruppe Wirtschaftsreform“ war eher mi-
nimalistisch und daher unter den obwalten-
den Umständen nicht unrealistisch. Als
Hauptaufgabe wurde die Herstellung eindeu-
tiger und marktwirtschaftskonformer Rechts-
verhältnisse betrachtet. Hier war also eine
nach westdeutschem Rechtsverständnis „ho-
heitliche“ Aufgabe zu erledigen, und es war
nicht nur plausibel, sondern geradezu unaus-
weichlich, dafür eine staatliche Zentralbehör-
de vorzusehen. Es war – immer unter der An-
nahme stabiler politischer und wirtschaftli-
cher Rahmenbedingungen – auch plausibel,
die entstehenden Kapitalgesellschaften als die
eigentlichen dezentralen Einheiten zu be-
trachten, die sich auf der Grundlage klar defi-
nierter Rechtsbeziehungen künftig am Markt
zu bewähren hatten.

In die Vorstellungen des „Freien For-
schungskollegiums“ mischten sich dagegen
Problemdefinitionen, die eher der staatlichen
Letztverantwortung auch für das operative
Geschäft der unternehmerischen Einheiten
Rechnung trugen, ein Umstand, der in der
Vorlage der „Arbeitsgruppe Wirtschaftsre-
form“ zur „Gründung einer Anstalt zur treu-
händerischen Verwaltung des Volkseigen-
tums“ ausgeklammert blieb. Wie, mit wel-
chen Organisationsstrukturen und mit
welchen Personalressourcen sollte der Staat
dieser quasi-unternehmerischen Verantwor-
tung unter marktwirtschaftlichen Bedingun-
gen gerecht werden? Was sollte im Vorder-
grund stehen, die verlässliche Direktionsge-
walt gegenüber den Betreibern im Interesse
der Letzteigentümer – das Schlagwort share-
holder war damals noch nicht im Umlauf –,
also der Bürger der DDR, oder die Hand-
lungsfreiheit und Flexibilität der Einzelunter-
nehmen? Wie wollte man Kapitalressourcen
und Managementkapazitäten mobilisieren,
wenn man einerseits einen „Ausverkauf“ des
„Volkseigenen Vermögens“ verhindern, ande-
rerseits, wie das „Freie Forschungskolle-

gium“ forderte, Eigentumsstrukturen mit
dem „Anreiz zur Übernahme des unterneh-
merischen Risikos in Form internationaler
Kapitalbeteiligungen“ erreichen wollte, in der
richtigen Einschätzung, dass „eine Verant-
wortungsbereitschaft (. . .) ausschließlich
durch das Risiko des persönlichen Besitzver-
lustes und die Erwartung von Besitzvermeh-
rung (Gewinn) genährt“ würde? 27

Die in aller Eile ausgearbeiteten Ände-
rungsvorschläge und eine Intervention Ull-
manns und weiterer Mitglieder des „Freien
Forschungskollegiums“ (Artzt, Gebhardt,
Schönfelder) bei Wirtschaftsministerin Luft
bewirkten keine Änderung mehr an der Vorla-
ge der „Arbeitsgruppe Wirtschaftsreform“. 28

Am 1. März 1990 fasste der Ministerrat den
„Beschluss zur Gründung der Anstalt zur
treuhänderischen Verwaltung des Volkseigen-
tums (Treuhandanstalt)“ und verabschiedete
die „Verordnung zur Umwandlung von volks-
eigenen Kombinaten, Betrieben und Einrich-
tungen in Kapitalgesellschaften“. 29

Volkskammerwahl, Staatsvertrag
und Währungsunion

Die Wahl zur Volkskammer am 18. März
1990 brachte eine Klärung und auch die er-
hoffte Stabilisierung der politischen Verhält-
nisse in der DDR, die von diesem Zeitpunkt
an noch sechseinhalb Monate existieren
sollte. Die von der CDU geführte „Allianz
für Deutschland“ errang über 48 Prozent der
Stimmen, die SPD landete weit abgeschlagen
bei knapp 22 Prozent. Damit war eine quasi-
plebiszitäre Entscheidung zugunsten einer
möglichst schnellen Vereinigung beider deut-
scher Staaten gefallen, und zwar nach dem
von der CDU im Westen wie im Osten favo-
risierten Modell eines „Beitritts“ der DDR
zum Geltungsbereich des Grundgesetzes
nach Art. 23 GG. Neuer Ministerpräsident
wurde der Vorsitzende der ostdeutschen

27 Freies Forschungskollegium, Kritik zur Vorlage
„Gründung einer Anstalt zur treuhänderischen Ver-
waltung des Volkseigentums“ von W. Krause, Berlin,
28. 2. 1990, in: Treuhandanstalt (Anm. 10), S. 15 ff.
28 Dass die Anteilsscheinregelung aus dem Vorschlag
des „Freien Forschungskollegiums“ vom Ministerrat
nicht übernommen wurde, führte Krause später auf die
erheblichen organisatorischen Probleme zurück, wel-
che die Umsetzung dieses Vorschlags mit sich gebracht
hätte (im Interview des Verf. vom 24. 2. 1993).
29 GBl. DDR I 1990, Nr. 14, S. 107 f.
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CDU, Lothar de Maizière, der eine Koaliti-
onsregierung aus CDU, DSU, Demokrati-
schem Aufbruch, den Liberalen und der SPD
bildete. In der Koalitionsvereinbarung vom
12. April 1990 legten sich die Parteien auf den
Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des
Grundgesetzes fest. Der Weg dazu sollte über
eine Währungs- und Wirtschaftsunion mit
der Bundesrepublik führen. Die Umstellung
von Mark der DDR in D-Mark müsse im
Verhältnis 1:1 erfolgen.

Tatsächlich bedeutete diese wirtschaftliche
Radikalmaßnahme tiefgreifende wirtschaftli-
che Unsicherheit und für viele Ostdeutsche
(wie sich herausstellen sollte: für ungefähr
ein Drittel der Beschäftigten vom Frühjahr
1990) den Verlust des Arbeitsplatzes. Man
kann den Schluss von Jonathan Zatlin 30

nachvollziehen, dass die Währungsunion von
der DDR-Bevölkerung im Zerrspiegel jener
planwirtschaftlichen Ideologie wahrgenom-
men wurde, die im Zeichen von D-Mark
und Marktwirtschaft gerade überwunden
werden sollte. Die D-Mark wurde in der
Wahrnehmung der ostdeutschen Bevölke-
rung auf das Symbol westlichen Wohlstandes
reduziert und damit auf ein Mittel, mit des-
sen Hilfe die westdeutsche Regierung die
ostdeutsche Bevölkerung gleichsam im
Handumdrehen mit jener Warenfülle segnen
könne, wie man sie in Ostdeutschland nur
aus der westdeutschen Fernsehwerbung oder
den Intershops kannte.

Die wochenlangen öffentlichen Diskussio-
nen und Verunsicherungen über die Umstel-
lungskurse wurden am 23. April 1990 durch
eine Entscheidung der Bonner Regierungsko-
alition aus CDU/CSU und FDP beendet:
Umstellung 1:1 für Löhne und Gehälter und
2:1 für Betriebsschulden sowie Spar- und Bar-
geld, ausgenommen 4000 Mark der DDR pro
Person, die 1:1 getauscht werden sollten. Au-
ßerdem sollte der DDR eine schrittweise An-
passung des Rentensystems an das der Bun-
desrepublik bis zu einer vorläufigen Höhe
von 70 Prozent des durchschnittlichen Netto-
verdienstes aus 45 Versicherungsjahren ange-
boten werden. Als Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Wirtschafts- und Währungsunion,
für die ein Staatsvertrag auszuhandeln sei,
wurde der 1. Juli 1990 ins Auge gefasst. Am

18. Mai 1990 unterzeichneten die Finanzmi-
nister Theo Waigel und Walter Romberg in
Bonn den Staatsvertrag zur Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion.

Fazit

Das Schicksal der DDR-Wirtschaft war mit
der Vereinbarung beider deutscher Regierun-
gen über die Umstellungskurse besiegelt. Es
erledigten sich damit auch alle wirtschaftli-
chen Reformvorstellungen, die auf einen
„Dritten Weg“ auf der Basis reformierter
Wirtschaftsstrukturen einer fortexistierenden
DDR gesetzt hatten. Niemand konnte sagen,
wie die DDR-Betriebe ab dem 1. Juli 1990
mit ihren Produkten auf dem Markt Erlöse
erzielen sollten, die zur Bezahlung der Vor-
produkte und der Löhne in D-Mark ausrei-
chen würden. 31 Es waren tragischerweise die
DDR-Bürger selbst, die mit ihren Demon-
strationen gegen eine Währungsumstellung
unterhalb der Parität bei den Löhnen eine
flüchtige Wohlstandsillusion gegen eine
nachhaltige Depression tauschten. Die Bun-
desregierung saß hier nicht am längeren, son-
dern am kürzeren Hebel: Sie hatte keine an-
dere Wahl, als den Primat der Politik – die
friedliche Wiederherstellung der nationalen
Einheit – auf Kosten langfristiger ökonomi-
scher und sozialer Verwerfungen durchzuset-
zen.

Die Vorstellungen zu einer Wirtschaftsre-
form wären unter den Bedingungen staatli-
cher Stabilität der DDR und damit der Fort-
dauer der deutschen Teilung ernstzuneh-
mende Strategien der schrittweisen
Umgestaltung der staatlichen Planwirtschaft
zu einer staatlich verantworteten Marktwirt-
schaft gewesen. Damit ist aber bereits der
Grund ihres Scheiterns benannt. Die DDR
brach zusammen, weil ihre Bürger ihr die
Loyalität entzogen.

30 Vgl. Jonathan R. Zatlin, The Currency of Socialism,
Cambridge-New York 2007.

31 Vgl. Georg A. Akerlof u. a., In From the Cold: The
Economic Aftermath of Currency Union. Brookings
Papers for Economic Activity, Vol. 1, Washington
1991; Gerlinde Sinn/Hans-Werner Sinn, Kaltstart.
Volkswirtschaftliche Aspekte der Wiedervereinigung,
München 1993, S. 77–86.
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Wilfried Rott

Abschied von
West-Berlin

Ausgerechnet West-Berlin, der demokra-
tisch-kapitalistische Gegenentwurf zur

das Stadtgebiet umgebenden DDR, teilte das
Schicksal des sozialis-
tischen deutschen Staa-
tes: Vom 9. November
1989 an eilte die Halb-
stadt mit zunehmender
Geschwindigkeit ihrem
Ende entgegen. Im
Taumel der sich über-
stürzenden Ereignisse
der deutschen Vereini-
gung nahm West-Berlin

seinen eigenen Untergang kaum wahr, da ein
Neues, lange Erhofftes und zugleich kaum
noch Geglaubtes Wirklichkeit wurde: West-
Berlin sollte nicht länger in seiner merkwür-
digen Insellage verharren, nicht länger Halb-
stadt sein, sondern Teil des wiedererstande-
nen Gesamt-Berlins werden. West-Berlin war
wie alle Welt vom Mauerfall wie von der sich
anschließenden Vereinigungsdynamik über-
rascht und in keiner Weise darauf vorbereitet,
obwohl es diesen Moment in seiner von jeher
prekären Rumpfexistenz eigentlich hätte her-
beisehnen müssen.

Halbstadt auf Abruf

Der Abschied von West-Berlin in seiner Mi-
schung aus Leichtigkeit, Wehmut und ge-
schichtsvergessener Ignoranz ist nur vor dem
Hintergrund der wechselvollen Geschichte
der Halbstadt zu verstehen. In Ost-Berlin
wurde am 30. November 1948 der Gesamt-
berliner Magistrat für abgesetzt erklärt und
ein eigenes Stadtregiment von den in Lkw aus
Betrieben in sowjetischer Verwaltung heran-
gebrachten „Massen“ akklamiert, nachdem
im September die nichtkommunistischen Ab-
geordneten angesichts des politischen Drucks
seitens der SED in den Westteil Berlins ausge-
wichen waren. Im Prinzip war West-Berlin
eine Stadt auf Abruf: Mit einer nur im West-
teil der ehemaligen Reichshauptstadt erfolg-
ten, von Ost-Berlin und der SED boykottier-

ten und bekämpften Wahl am 5. Dezember
1948, mit der darauf erfolgten Konstituierung
eines Abgeordnetenhauses und einer Stadtre-
gierung gab es fortan ein eigenständiges west-
liches Berlin, von dem man zunächst nicht
einmal recht wusste, wie es zu benennen sei.
So gab es ein offizielles „Berlin (West)“, wäh-
rend die DDR bald konsequent von „West-
berlin“ sprach und damit auch terminologisch
seine Theorie von der „besonderen politi-
schen Einheit Westberlin“ manifestierte.

West wie Ost waren sich darüber im Kla-
ren, jeweils nur über einen Berlin-Torso zu
verfügen, und der Gedanke einer Vereinigung
war zunächst virulent. Zu unnatürlich war
die Trennung, auch wenn noch ein freier Per-
sonenverkehr zwischen den Stadthälften be-
stand. Jede Seite dachte indes, dass die Verei-
nigung unter ihrem Vorzeichen erfolgen
werde. So hatte sich Ernst Reuter (SPD), als
Oberbürgermeister und später Regierender
Bürgermeister der dominierende politische
Kopf West-Berlins, zwar vehement für die
Einführung der D-Mark im Bereich der west-
alliierten Sektoren eingesetzt und dafür die
Teilung der Stadt in Kauf genommen, aber er
äußerte immer wieder die Hoffnung, dereinst
durch das Brandenburger Tor ziehen und
auch im Osten Freiheit und Demokratie zur
Herrschaft verhelfen zu können. Solche Be-
kundungen waren kaum mehr als jener
Schuss Utopie, der zum Überleben in einem
eigentlich unmöglichen Zustand gehört. In
den Reihen der SED waren derartige Pläne –
mit umgekehrtem Vorzeichen – konkreter.
Der spätere Verteidigungsminister der DDR,
Heinz Hoffmann, damals Sekretär der Berli-
ner SED-Landesleitung, bekannte Anfang
Februar 1949: „Es gab Genossen, die (. . .) der
Meinung waren, daß eines Tages die Kräfte
des sowjetisch besetzten Berlin mit Hilfe der
sowjetischen Armee durch das Brandenbur-
ger Tor marschieren, um die Befugnisse des
Magistrats unter Führung von Friedrich
Ebert auf ganz Berlin auszudehnen.“ 1 Aller-
dings schränkte er ein: „Wir müssen Schluß
machen mit dieser illusionären Politik des
Wartens auf die Hilfe der sowjetischen Besat-
zungsmacht.“
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Vgl. zu diesem Beitrag Wilfried Rott, Die Insel. Eine
Geschichte West-Berlins 1948–1990, München 2009.
1 Zit. nach Volker Koop, Kein Kampf um Berlin?
Deutsche Politik zur Zeit der Berlin-Blockade 1948/
1949, Bonn 1998, S. 292.
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Ausdruck des Wunsches nach einem Ge-
samt-Berlin waren auf westlicher Seite die
„Mahnworte“, die Willy Brandt als Präsident
des Abgeordnetenhauses am 21. Oktober
1955 zum ersten Mal im Rathaus Schöneberg
vortrug und die, später ergänzt, fortan am Be-
ginn jeder Sitzung des Stadtparlaments ge-
sprochen wurden. „Ich bekunde unseren un-
beugsamen Willen, dass Deutschland mit sei-
ner Hauptstadt Berlin in Frieden und Freiheit
vereinigt werden muss.“ Über Jahre war die-
ser Wunsch weitgehender Konsens in West-
Berlin, doch mit den Jahren schwand das Ver-
langen nach einer Vereinigung, und ein halbes
Jahr vor dem Mauerfall wurde der Vereini-
gungswunsch in Teilen West-Berlins als obso-
let und störend empfunden. Am 25. Mai 1989
sorgte Hilde Schramm von der Alternativen
Liste (AL) im Abgeordnetenhaus für Aufre-
gung. Ihr Gewissen, so ihre Worte, erlaube es
ihr nicht, die sogenannten „Mahnworte“ zu
sprechen. Schramm sah in ihnen ein Relikt des
Kalten Krieges, das den Realitäten der tägli-
chen Politik widerspreche. Schramms Weige-
rung sorgte für Empörung bei der CDU und
für Verlegenheit bei der SPD. Denn längst war
auch in ihren Reihen das Reden von Wieder-
vereinigung verpönt und wurde als „Träume-
rei“, „Lebenslüge“ oder gar als „Geschwätz“
bezeichnet. Am 19. Januar 1990 wurden die
„Mahnworte“ durch einen Dringlichkeitsan-
trag von SPD und AL abgeschafft.

Wechsel und Wandel
im Selbstverständnis

Im Laufe der Jahre veränderte sich das Selbst-
verständnis West-Berlins; zudem variierte es
zwischen den verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen erheblich. Die erfolgreich überstan-
dene Blockade von 1948/49 stärkte das
Selbstbewusstsein dieser Generation, die sich
internationaler Anerkennung, vor allem in
den USA, erfreuen durfte. West-Berlin
konnte sich als „Leuchtfeuer der Freiheit“
betrachten und mit der sich erholenden Wirt-
schaft auch als ein „Schaufenster des Wes-
tens“. Inbegriff dessen wurde der Kurfürsten-
damm: Der Boulevard hatte, wie schon Sieg-
fried Kracauer vor dem Krieg schrieb, keine
Wahrzeichen vorzuzeigen, sondern war „Wa-
renzeichen“. 2 Nun wurde er selbst zum

Wahrzeichen und mehr denn je zur Meile von
Konsum und Vergnügen.

Gespeist wurde das West-Berliner Selbstbe-
wusstsein jener Jahre durch das Unvermögen
der DDR, einen Sozialismus mit ansehnlichem
Gesicht zu entwickeln. Besucher- und Flücht-
lingszahlen bewiesen die Attraktivität West-
Berlins. Nikita Chruschtschow tröstete sich
und Walter Ulbricht mit dem Hinweis, dass es
spätestens 1961 so weit sei, dass die DDR den
Lebensstandard der Bundesrepublik überho-
len werde: „Das wird wie eine Bombe ein-
schlagen. Deshalb müssen wir Zeit gewin-
nen.“ 3

Doch 1961 ließ Chruschtschow in Berlin
eine ganz andere Bombe platzen. Auf Betrei-
ben Ulbrichts wurde die Berliner Mauer er-
richtet, die West-Berlin zutiefst erschütterte
und verunsicherte. Die Welt war für die West-
Berliner nach dem 13. August 1961 nicht mehr
dieselbe. Nicht länger konnten sie in den Ost-
teil der Stadt fahren, waren von Freunden und
Verwandten abgeschnitten. Erst der Besuch
von US-Präsident John F. Kennedy 1963 gab
West-Berlin die Sicherheit zurück und stärkte
das Bewusstsein, Vorposten der freien Welt zu
sein, auch wenn die Kuba-Krise die Halbstadt
aus dem Fokus des Kalten Krieges rückte, was
zugleich einen Zugewinn an Sicherheit, aber
auch einen Bedeutungsverlust bescherte. Für
die Bewohner Ost-Berlins wurde die abgerie-
gelte West-Hälfte der Stadt zu einer fast my-
thischen Größe, zum „Verbotenen Zimmer“
(Helga Schubert), 4 das die wenigsten von
ihnen je betreten durften, an dem aber doch
alle durch Fernsehen und Rundfunk aus West-
Berlin Anteil hatten.

Eine Erschütterung der wiedergewonnenen
Selbstgewissheit der „Blockade-“ und „Mau-
erbau-Berliner“ bedeutete die Studentenre-
volte von 1967/68. Der Protest gegen die
USA wegen deren Vietnam-Krieg war vielen
West-Berlinern unverständlich, erlebten sie
doch die USA überzeugt und selbstverständ-
lich als ihre Schutzmacht, welche die Exis-
tenz West-Berlins inmitten der DDR si-
cherte. Es wurde evident, dass sich eine

2 Siegfried Kracauer, Straßen in Berlin und anderswo
(1964), Berlin 2008, S. 126.

3 Zit. nach: Hope M. Harrison, Driving the Soviets up
the Wall. Soviet-East German Relations 1953–1961,
Princeton 2003, S. 124.
4 Helga Schubert, Das verbotene Zimmer, Darmstadt
1984.
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neue, meist nicht aus West-Berlin stammende
Generation in der Stadt deutlich bemerkbar
machte, der die alte West-Berliner Mentalität
herzlich fremd war. Studentenführer Rudi
Dutschke etwa demonstrierte in einem Ge-
spräch mit Hans Magnus Enzensberger das
totale Unverständnis gegenüber dem über-
kommenen West-Berlin, 5 wenn er forderte,
dass die „radikale Intelligenz“ die Universi-
tät auflösen müsse, denn ganz Berlin sollte
seiner Meinung nach zur Universität, zu
einer lernenden Gesellschaft werden. Die Ar-
beiter seien zur Übernahme der Industrie zu
erziehen, die Bürokratie und die Polizei
müssten zerstört werden. Da er die „Büro-
kraten“ als für in der Produktion nicht
„verwertbar“ betrachtete, hielt er es für un-
ausweichlich, dass der Großteil des Verwal-
tungspersonals nach Westdeutschland emi-
grieren müsse. 6 Wer zur „Umerziehung“
nicht tauge, dem sollte die Möglichkeit ge-
geben werden, auszuwandern.

Die jungen Menschen aus dem Bundesge-
biet, die nach West-Berlin strömten, verfolg-
ten nicht mehr derart radikale Vorstellungen,
wollten hier aber jenes freiere, auch vom
Wehrdienst befreite Leben führen, das sie aus
der Enge der bundesrepublikanischen Pro-
vinz hierher geführt hatte. Eine vielfältige Al-
ternativkultur entwickelte sich, die ihrerseits
wiederum höchst disparat war und politisch
engagierte Gruppen ebenso umfasste wie al-
lein an der Entfaltung ihres ökologisch-alter-
nativen Lebensstils interessierte Milieus.

Die bis zur Polarisierung reichende Plurali-
tät der West-Berliner Gesellschaft wurde an-
lässlich der 750-Jahr-Feiern von 1987 deut-
lich. Die DDR hatte sich an die schon 1983
intern festgelegte Devise gehalten, West-Ber-
liner „Versuche, innerstädtische Kontakte zu
entwickeln (. . .) und Absprachen, die auf eine
abgestimmte Vorbereitung der 750-Jahr-
Feier“ zielten, zurückzuweisen. 7 So geriet
West-Berlin wieder in seine angestammte
Rolle, als politischer Solitär eine Vorzeigepo-
sition einzunehmen, wie es seit den Anfängen
1948 der Fall war, wobei Glanz und Opulenz

der Jubiläumsfeierlichkeiten weitgehend ge-
liehen waren. Betrug ohnedies schon der
Bundeszuschuss 50 Prozent des Landeshaus-
halts, so wurden nun zusätzliche Mittel be-
reitgestellt. „Geld gab es aus dem Garten-
schlauch“, lautete eine spöttische Formulie-
rung jener Zeit.

Die Idee, West-Berlin als Beispiel einer
urban-metropolitanen Gesellschaft der Viel-
falt darzustellen, scheiterte allerdings, weil
sich die inzwischen etablierte Alternativszene
nicht integrieren wollte. Die offiziöse Be-
schreibung West-Berlins als „junger, unruhi-
ger, rebellischer Stadt, einer Stadt des politi-
schen und sozialen Aufbegehrens“ 8 fand mit
nahezu bürgerkriegsähnlichen Zuständen in
Kreuzberg eine ungewollt radikale Entspre-
chung. Die regierende CDU versuchte die
Spannungen in der Stadt einerseits durch
Ausgrenzung der nicht mehr ins herkömmli-
che Bild West-Berlins passenden Gruppen als
„Antiberliner“ zu bewältigen. Andererseits
wurde an der Schraube einer möglichst glän-
zenden Selbstdarstellung der Stadt gedreht,
bis sie 1988 mit einem Veranstaltungsmara-
thon überdreht wurde, als die Stadt Kultur-
hauptstadt Europas war.

Sinnkrise vor dem Mauerfall

Immer unsicherer wurde das Selbstverständ-
nis West-Berlins. Die schon seit den Anfän-
gen die Stadt begleitende Hölderlin-Frage
„Wohin denn ich?“ war immer schwerer zu
beantworten, je „normaler“ die Lebensver-
hältnisse in West-Berlin vor allem durch den
1972 geschlossenen Grundlagenvertrag zwi-
schen Bundesrepublik und DDR wurden. Es
galt noch immer und verstärkt, was der polni-
sche Schriftsteller Witold Gombrowicz 1964
in seinem Tagebuch notiert hatte: „Berlin
wirkt wie jemand, der geradewegs und sicher
voranschreitet, nur daß man nicht weiß wo-
hin.“ 9

1989 verlor die als sicherer Sieger erwartete
CDU überraschend die Abgeordnetenhaus-
wahl, und SPD und AL bildeten eine Koaliti-
on. Beide Parteien hatten kein taugliches Ver-
hältnis zu den sich vor ihrer Haustür in Ost-5 Vgl. Kursbuch, Nr. 14 (1968), S. 146 ff.

6 Vgl. ebd., S. 166.
7 Vgl. Steffen M. Alisch, „Die Insel sollte sich das
Meer nicht zum Feind machen!“ Die Berlin-Politik der
SED zwischen Bau und Fall der Mauer, Stamsried
2004, S. 351 ff.

8 Berlin, Berlin. Die Ausstellung zur Geschichte der
Stadt, Berlin 1987, S. 54
9 Witold Gombrowicz, Tagebuch 1953–1969, Frank-
furt/M. 2004, S. 859.
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Berlin und der DDR vollziehenden Verände-
rungen. Die SPD verfolgte konsequent die
Kooperation mit der Staats- und Parteifüh-
rung in Ost-Berlin. Über Jahre hatte sie Kon-
takte zur SED unterhalten und war, DDR-
Protokollen zufolge, dabei zu weitreichenden
Zugeständnissen bereit. 10 Kontakte mit den
Bürgerrechtsgruppen wurden dagegen ver-
mieden, weil in ihnen vor allem destabilisie-
rende Elemente gesehen wurden. Dement-
sprechend reagierte Walter Momper, seit
April 1989 Regierender Bürgermeister, nicht
auf ein Schreiben der „Umweltbibliothek“ in
Ost-Berlin.

Gleich doppelt belastet wurde das Verhält-
nis zu den Bürgerrechtsgruppen durch die
AL. Deren Umweltsenatorin Michaele Schre-
yer regelte das Müllproblem West-Berlins
durch ein Abkommen mit der DDR, das um-
weltschädliche Deponien im Umland Berlins
zur Folge hatte, gegen die Bürgerrechtsgrup-
pen vergeblich protestierten. Die AL, an
deutschland- und berlinpolitischen Fragen
nur marginal interessiert, war 1989 bereits auf
den Kurs eingeschwenkt, den ihr Pressespre-
cher Dirk Schneider (für die DDR-Staatssi-
cherheit als IM „Ludwig“ tätig) betrieben
hatte und der bis hin zur Anerkennung einer
DDR-Staatsbürgerschaft mit den Forderun-
gen der SED übereinstimmte. AL-Mitglieder,
die Kontakte zu Bürgerrechtlern im Osten
pflegten, wurden als „Pickelhauben-Frak-
tion“ denunziert und ihre Versuche, mit in
die DDR geschmuggelten Druckern, Compu-
tern oder Fotokopierern die Bürgerrechtler
zu unterstützen, diskreditiert. Die Solidarität
mit den DDR-Bürgerrechtlern sei von
Schneider und Konsorten verhindert worden,
urteilte später ein AL-Mitglied der Vorwen-
dezeit. 11

Schon einen Tag nach dem Mauerfall
wurde deutlich, dass das regierende SPD-
AL-Bündnis kein überzeugtes Verhältnis
zur neuen Situation gegenüber Ost-Berlin
entwickelte. In einer Sondersitzung des Ab-
geordnetenhauses sträubte sich die AL
gegen eine gemeinsame Erklärung, weil in

ihr von der deutschen Einheit die Rede war.
Eine Wiedervereinigung galt als „reaktionä-
res Projekt“, und auf den Fall der Mauer
war man „gedanklich überhaupt nicht vor-
bereitet“, wie der AL-Politiker Wolfgang
Wieland nachträglich selbstkritisch anmerk-
te. 12 SPD und AL einigten sich schließlich
auf einen Resolutionstext von eiertänzeri-
scher Vagheit und sprachlicher Unübersicht-
lichkeit, der vor allem vom Unvermögen
kündete, auf einen weltpolitischen Vorgang
angemessen zu reagieren. Vor dem Schöne-
berger Rathaus, wo einst John F. Kennedy
sein „Ich bin ein Berliner“ gesprochen
hatte, fand sich statt der üblichen Jubel-
Berliner aus kleinbürgerlichem Milieu ein
links-alternatives Publikum ein, das die Po-
litiker, vor allem Bundeskanzler Helmut
Kohl, am 10. November 1989 mit einem
Pfeifkonzert bedachte. Momper, der beharr-
lich vom „Volk der DDR“ und einem
„Wiedersehen, nicht einer Wiedervereini-
gung“ sprach, erntete nicht viel Beifall, aber
die wütende Reaktion des Bundeskanzlers:
„Lenin spricht!“

Die Stärke West-Berlins lag nach dem Mau-
erfall gewiss nicht im Politischen, sondern im
Materiellen und Menschlichen. In der Nacht
vom 9. zum 10. November schlug den Ost-
Berlinern eine Woge der Sympathie entgegen,
die nur langsam verebbte, auch wenn die West-
Berliner manche Unannehmlichkeiten und
Fremdheiten erlebten. Die großen Einkaufs-
straßen waren plötzlich von Menschen über-
schwemmt, die in ihrer Kleidung, den Kindern
an der einen und den Dederonbeutel in der an-
deren Hand reichlich fremd waren. Zugleich
aber bewies der nur durch den Devisenmangel
gehemmte Kaufwille der Ost-Berliner eine
Qualität der Stadt, die nun nicht mehr nur
Schaufenster, sondern Warenhaus des Westens
war, das massiv gestürmt wurde. Nur eine
U- oder S-Bahnfahrt benötigte es, um vom tri-
sten sozialistischen Ambiente in die bunte
Welt von West-Berlin einzutauchen. Diese
Nähe war es auch, die alle Pläne, weiter zwei
nicht mehr durch eine Mauer getrennte
Gesellschaftssysteme nebeneinander bestehen
zu lassen, zu Makulatur werden ließen. „De-
mokratischer Sozialismus am einen Ende der
Friedrichstraße und Sozialdemokratie am an-
deren?“, fragte der britische Historiker Timo-
thy Garton Ash – eine Unmöglichkeit, und

10 Vgl. zu den auf mehreren Ebenen geführten Ge-
sprächen der West-Berliner SPD mit der SED S. Alisch
(Anm. 7), S. 351 ff.
11 Vgl. zur AL und ihrem Verhältnis zur DDR u. a.
Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, Berlin
1999, sowie Welt online vom 26. 11. 1999 und Die Zeit,
Nr. 11 (1992). 12 Zit. nach: Stachelige Argumente, 4 (2003).
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West-Berlin war gewiss nicht gewillt, diesen
„Dritten Weg“ zu gehen. 13

1990 – Gesamt-Berlin im Mittelpunkt

Die Ereignisse im Zuge der sich rasch anbah-
nenden Vereinigung der beiden deutschen
Staaten setzten West-Berlin unter Druck, da es
nun unmittelbar mit der Aufgabe konfrontiert
wurde, aus zwei Stadthälften eine neue Ge-
samtstadt herzustellen. Momper, der unmit-
telbar erlebte, wie ein Nebeneinander zweier
deutscher Staaten und Stadthälften keine Zu-
kunft besaß, wurde von seinen eigenen Leuten
als „Wiedervereiniger“ abqualifiziert. 14 Ein
sichtbarer Schritt war der Abbau der Mauer.
Der Wunsch, das verhasste Bauwerk endlich
zu beseitigen, verdrängte jeden Gedanken,
einen größeren Teil von ihr museal-konserva-
torisch zu bewahren. West-Berlin sah sich
sogar mit dem Verlangen der de Maizière-Re-
gierung in Ost-Berlin konfrontiert, die Kosten
für den Mauerabriss zu bezahlen. 15 Diese ab-
wegige Forderung mag dem Empfinden ent-
sprungen sein, dass das scheinbar wohlhaben-
de West-Berlin auch noch diese Aufgabe über-
nehmen könne, nachdem bald klar war, dass
West-Berlin finanziell und organisatorisch bei
der Vereinigung der Stadt federführend zu
sein hatte. Mit einem paritätisch aus Ost-Ber-
liner Magistrat und West-Berliner Senat zu-
sammengesetzten „Magi-Senat“ war formal
ein gleichgewichtiges Regierungsorgan ge-
schaffen worden, doch lag die Hauptlast der
Mühen der Einigung auf West-Berliner Seite.
Die Mühsal, Verwaltung und Institutionen zu
vereinheitlichen, wird in ihrem Umfang bis
heute kaum gewürdigt. Das Volumen war so
groß, als hätte Nordrhein-Westfalen, das für
Brandenburg zuständig war, die Mühen für
das gesamte sogenannte „Beitrittsgebiet“ zu
übernehmen gehabt.

Die Aufgabe war so gewaltig und West-
Berlin seiner Rolle und seines Stellenwertes
so sicher, dass für Abschiedsgedanken kaum
Platz war. Man wiegte sich in einer irgendwie
weiterbestehenden Sonderrolle in Sicherheit,
gab doch etwa Kohl, so die Darstellung von
Momper, am 28. Februar 1990 das „eindeuti-

ge Versprechen“ ab, dass niemand daran
denke, die Berlin-Förderung zu beseitigen. 16

Anfang 1991 beschloss das Kabinett in Bonn
jedoch, die Wirtschaftsförderung für Berlin
sukzessive bis 1994 abzubauen. Erst jetzt
machte sich Sorge um eine Verarmung des
ehemaligen West-Berlins breit, war die Rede
von einer „Verostung“ des ehemaligen Vor-
zeigeobjekts des Westens.

Das politische Ende West-Berlins war
ruhmlos und wurde durch einen unge-
wünschten West-Export ausgelöst. In der
Ost-Berliner Mainzer Straße hatten sich über-
wiegend schwäbische Hausbesetzer zusam-
mengefunden. Bei der Räumung im Novem-
ber 1990 kam es zu gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen und gegenseitigen Vorwürfen
der Koalitionspartner SPD und AL, die ihre
Senatorinnen abberief. Das Bild West-Berlins
verdüsterte sich in den Augen Ost-Berliner
Politiker angesichts des „Randale-Exports
von West nach Ost“. 17

West-Berlin, dessen Qualitäten während
Blockade und Mauerbau vor allem im Aus-
und Durchhalten bestanden, konnte diese Ei-
genheiten auch an seinem Ende beweisen,
indem es trotz der deutschen Vereinigung am
3. Oktober 1990 noch zwei weitere Monate
bestand. Bis zur ersten gemeinsamen Kom-
munalwahl, die parallel zur ersten gesamt-
deutschen Bundeswahl am 2. Dezember statt-
finden sollte, bestanden durch eine Ausnah-
meregelung im Einigungsvertrag in Berlin
weiter zwei Regierungen und Parlamente.

Am 11. Januar 1991 wurde mit der Über-
nahme der bisher nur in West-Berlin gelten-
den Berliner Verfassung der letzte Schritt zur
staatsrechtlichen Einheit Deutschlands voll-
zogen. Damit hörte auch West-Berlin auf zu
existieren, und die feierliche konstituierende
Sitzung des ersten Gesamtberliner Parlaments
nach vierzig Jahren in der Nikolaikirche in
Ostberlin war ein stilles Requiem für die
Halbstadt, die aber nicht wirklich aus dem po-
litischen Leben zu scheiden gedachte, sondern
mit personellem Urgestein präsent war. Al-
terspräsident dieser ersten Sitzung war der aus
den Bauskandalen der 1980er Jahre bekannte
Klaus Franke (CDU). Erste gewählte Prä-

13 Vgl. Timothy Garton Ash, Im Namen Europas,
München 1993, S. 306.
14 Vgl. Walter Momper, Grenzfall. Berlin im Brenn-
punkt deutscher Geschichte, München 1991, S. 332.
15 Vgl. ebd., S. 377.

16 Vgl. ebd., S. 321.
17 Walter Momper im Interview mit Der Spiegel,
Nr. 47 vom 19. 11. 1990.
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sidentin des Abgeordnetenhauses wurde
Hanna-Renate Laurien, die sich einst erfolglos
gegen Eberhard Diepgen um das Bürgermei-
steramt bemüht hatte; Diepgen wurde nun
Regierender Bürgermeister von ganz Berlin.

Langer Abschied nach dem Ende

Das Jahr 1990 war für West-Berlin kaum von
Abschiedsgedanken erfüllt, sondern von
einem latenten Aufbruchgefühl grundiert.
Nicht nur die Mauer war endlich verschwun-
den. Auch die immer unangenehmen, aber
das Lebensgefühl der West-Berliner prägen-
den Transitfahrten entfielen. Ost-Berlin, auf
Grund der prohibitiven Einreisebestimmun-
gen tendenziell gemieden, wurde ebenso wie
das Umland „entdeckt“. Für den Gedanken,
dass eine Abwicklung West-Berlins ansteht,
war kaum Raum. Wie anders sollte sich die
Einheit der Stadt vollziehen als in einer An-
gleichung des Ostteils an den Westteil?

Es dauerte einige Zeit, bis auffiel, was die
Schriftstellerin Katja Lange-Müller auf die
deftige Formel brachte: „Den West-Berlinern
wurde die Stadt unterm Arsch weggezo-
gen.“ 18 Der schleichende Prozess der Be-
wusstwerdung dieses Umstands setzte erst
nach 1990 ein, nachdem West-Berlin am 3.
Oktober 1990 noch einmal gegen den Wider-
stand aus Bonn und des letzten DDR-Mi-
nisterpräsidenten Lothar de Maizière glanz-
voller Schauplatz deutscher Geschichte war:
Vor dem Reichstag, also im Westteil der
Stadt, wurde die deutsche Einigung gefeiert.

Der Abschied von West-Berlin ist ein lan-
ger, noch immer nicht abgeschlossener Pro-
zess mit einigen markanten Punkten. Das
Scheitern von Eberhard Diepgen und Klaus-
Rüdiger Landowsky, der langjährigen grauen
Eminenz West-Berliner CDU-Politik, im
Zuge des Skandals um die Berliner Bankgesell-
schaft, war einer der Einschnitte. Ausgerech-
net diese Vertreter des „alten“ West-Berlins
waren es aber auch, die massiv in die Struktur
der ehemaligen Halbstadt eingriffen, indem
sie 1993 das Schiller-Theater, einen genuinen
Teil West-Berlins, schlossen. In vielem, was in
der Folge von West nach Ost abwanderte,
spiegelte sich indes vor allem die Wiederher-
stellung früherer Verhältnisse wider, der Ab-
schied von teilungsbedingt angelegten Provi-

sorien, angefangen beim Auszug der Stadtre-
gierung aus dem Schöneberger Rathaus bis
zur Rückstufung des Bahnhofs Zoo vom
Fernbahnhof zu einer Station der Stadtbahn.

Schon 1994 registrierte die Bundestagsvize-
präsidentin Antje Vollmer alarmiert den Nie-
dergang des einstigen West-Berlins und
wähnte sogar – unzutreffend – die Edeladresse
„Kaufhaus des Westens“ zum Kontakthof rus-
sischer Prostituierter heruntergekommen. 19

Derartige Klagen reißen nicht ab, 20 begleitet
von immer wiederkehrenden Sorgen um Zu-
stand und Zukunft des Kurfürstendamms,
dem Inbegriff West-Berlins. 21 Die Klagen
über den Abstieg und das Verschwinden von
West-Berlin werden befördert durch eine
Stadtregierung, die kein rechtes Zukunftsbild
für die einstige Vorzeigeregion hat. Von einem
aus dem DDR-Kulturapparat stammenden,
früheren Berliner Kultursenator musste sich
die Stadt sagen lassen, dass es enttäuschend
sei, wie mit dem West-Berliner Erbe umge-
gangen werde und wie die Stadt ihre eigene
Traditionslosigkeit immer weiter fortführe. 22

West-Berlin, das seit fast 20 Jahren offiziell
nicht mehr existiert, ist dennoch im Positiven
wie im Negativen weiter präsent. Schon wird
ein Wiedererwachen West-Berlins als Hort
neuer Bürgerlichkeit registriert. 23 Umgekehrt
wird aber auch argumentiert, dass eine Ver-
wahrlosung des öffentlichen Raums und ein
„bewusst proletenhaftes“ Outfit des Kon-
zert- und Opernpublikums in ganz Berlin
dem Vorbild West-Berlins folge. 24

Ob es je einen definitiven Abschied von
West-Berlin geben wird, ist mehr als unge-
wiss. Sicher ist, dass diese vierzig Jahre be-
stehende urbane Merkwürdigkeit nicht nur
im Sprachgebrauch der DDR eine „besondere
Einheit“ war, die in ihrer Eigenheit fortdau-
ert, solange die Amalgamierung der beiden
Stadthälften nicht an ihr Ende gekommen ist.

18 Zit. nach: Der Tagesspiegel vom 4. 11. 2007.

19 Antje Vollmer in: Die Zeit, Nr. 7 (2006).
20 Vgl. aktuell u. a. Der Tagesspiegel vom 7. 1. 2010.
21 Vgl. Die Welt vom 18. 1. 2010.
22 Vgl. Thomas Flierl in: Berliner Zeitung vom 6. 5.
2009.
23 Vgl. Ulf Poschardt, Die leise Rückkehr von West-
Berlin, in: Die Welt vom 27. 9. 2009.
24 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. 1.
2010.
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